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Beschlussvorlage

offentlich ST.INGBERT

Bebauungsplan Nr. 523.00 "Grubenweg" in St. Ingbert-
Mitte: Entwurfsannahme und Beteiligung der
Offentlichkeit und der Behorden

Organisationseinheit: Datum
Stadtentwicklung (61) 22.10.2024
Beratungsfolge

Stadtrat Entscheidung 29.10.2024 )

Beschlussvorschlag
1. Es wird beschlossen, dass das Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr.
523.00 "Grubenweg" im beschleunigten Verfahren nach 8§ 13a BauGB fortgefiihrt
wird. Der als Anlage 1 beigefligte Plan, der den Geltungsbereich abgrenzt, ist
Bestandteil des Beschlusses.

2. Die beigefugten Planunterlagen des Bebauungsplanentwurfes, bestehend aus der
Planzeichnung (Teil A) und den textlichen Festsetzungen (Teil B) und der
Begriindung, werden gebilligt.

3. Fir den Bebauungsplan Nr. 523.00 "Grubenweg" wird die Veroffentlichung im
Internet und die Auslegung als Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB,
die elektronische Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager offentlicher Belange
gemal § 4 Abs. 2 BauGB sowie die Abstimmung mit den Nachbargemeinden gem. 8§
2 Abs. 2 BauGB beschlossen.

Sachverhalt

Die Nachnutzungen im Bereich des ehemaligen Hela-Gelandes wurden bislang nach § 34
BauGB beurteilt und genehmigt. Fir die stidlich des Kauflands angrenzenden
Ladeneinheiten sind dariiber hinaus Baulasten eingetragen, in denen die zulassigen
Warensortimente festgelegt sind. Im Bereich der Gehnbachstral3e befindet sich momentan
noch eine unbebaute Flache, die nach gegenwértigem Stand ebenfalls nach § 34 BauGB zu
beurteilen ist.

Um zukuinftig die weiteren Entwicklungen und ggf. Nachnutzungen der Ladeneinheiten in
diesem Areal bauleitplanerisch zu regeln, ist die Aufstellung eines Bebauungsplanes
erforderlich.

In diesem Zusammenhang ist als Grundlage fur den Bebauungsplan das
Einzelhandelsgutachten erforderlich, in dem die zulassigen Warensortimente sowie die
zulassigen maximalen Verkaufsflachen aufgezeigt werden. Dieses Gutachten erleichtert
auch die Beurteilung spaterer Nach- oder Umnutzungen oder Erweiterungen der
Ladeneinheiten hinsichtlich einer Vertraglichkeit, auch im Kontext der Innenstadt.

Ziel ist es auch, die zuklnftigen baulichen Entwicklungen in diesem Bereich
bauleitplanerisch zu regeln.

Ziel fUr die derzeit noch unbebauten Flachen sind mit den bereits vorhandenen Strukturen
vertragliche Nutzungen festzusetzen, die zu einer Starkung und Weiterentwicklung des
bereits etablierten Einzelhandelsstandortes beitragen.
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Am 12.10.2021 hat der Stadtrat den Aufstellungsbeschluss fiir den Bebauungsplan Nr.
523.00 "Grubenweg" gefasst (BV 2021/0077). Da das Bebauungsplanverfahren im
beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB durchgeftihrt werden soll, ist ein neuer
Aufstellungsbeschluss zu fassen. Auf den vorliegenden Bebauungsplan treffen die
Voraussetzungen des § 13a Abs. 1 BauGB zu (Lage im Innenbereich und zuléssige
Grundflache 20.000 gm bis weniger als 70.000 gm). Die Vorprifung des Einzelfalls hat
ergeben, dass keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten sind.

Das Vorhaben unterliegt keiner Umweltvertraglichkeitsprifung. Erhebliche
Beeintrachtigungen der Schutzgiter gem. 8 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB sind nicht zu erwarten.

Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 13 Abs. 3 BauGB von einer Umweltprifung nach §
2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2
Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfuigbar sind, der
zusammenfassenden Erklarung nach § 10a Abs. 1 BauGB und gem. § 13 Abs. 2 BauGB und
§ 13a Abs. 3 BauGB von der friihzeitigen Unterrichtung und Erérterung nach 88 3 Abs. 1 und
4 Abs. 1 BauGB abgesehen wird.

Dennoch findet eine Beriicksichtigung der Umweltbelange im Rahmen der Begriindung und
der noch zu treffenden Festsetzungen statt. Zudem wurde eine spezielle
artenschutzrechtliche Prifung (saP) gem. 8 44 BNatSchG durchgefihrt, als auch alle
weiteren relevanten Umweltschutzguiter in der planerischen Abwégung auf ihre Betroffenheit
untersucht.

Der Stadtrat billigt nun den vom Buro Argus Concept — Gesellschaft fur
Lebensraumentwicklung mbH vorgelegten Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend aus
der Anlage 2 — Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil B) sowie Anlage 3 —
Begriindung.

Ferner beschlieRt der Stadtrat zur Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB die
Vero6ffentlichung des Bebauungsplanes im Internet, inklusive einer 6ffentlichen Auslegung
sowie die Beteiligung der Behtrden und sonstigen Trager offentlicher Belange und der
Nachbargemeinden gem. § 4 Abs. 2 BauGB und § 2 Abs. 2 BauGB auf elektronischem Weg.

Der Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem
Textteil (Teil B) sowie der Begriindung ist gem. § 3 Abs. 2 BauGB fir die Dauer von
mindestens 30 Tagen im Internet zu veroffentlichen, zur Ansicht und zum Herunterladen
bereit zu halten und zusétzlich auszulegen.

Die Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die
Planung berihrt sein kann sowie die Nachbargemeinden sind gem. § 4 Abs. 2 und § 2 Abs.
2 BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB von der Veroffentlichung im Internet / Auslegung zu
benachrichtigen und zu beteiligen.

Ort und Dauer der Veroéffentlichung im Internet sind gem. § 3 Abs. 2 BauGB mit dem
Hinweis, dass Stellungnahmen wahrend der Veroffentlichungsfrist von jedermann
elektronisch per Mail oder bei Bedarf schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden
kdnnen, ortstiblich bekanntzumachen.

Anpassungen

Aufgrund der Anregungen aus dem SBUDA wurde eine Festsetzung zur Errichtung von
Photovoltaik-Anlagen erganzt.

Finanzielle Auswirkungen

Es entstehen Kosten fir die Planungsleistungen des Bauleitplanverfahrens in Hohe von
voraussichtlich 29.000 EUR brutto. Die Mittel stehen unter der HH-Stelle 5.1.10.01.552500
zur Verfaigung.

Weitere Kosten entstehen flir die Veroffentlichung der erforderlichen amtlichen
Bekanntmachung. Die Mittel werden Uber den Deckungskreis des GB 6 bereitgestellt.
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Anlage/n

1 Anlage 1_Geltungsbereich BP 523.00
2 Anlage 2_BP 523.00 Planzeichnung
3 Anlage 3_BP 523.00 Begriindung

4 Anlage 4 BP 523.00 VorprifungUVP
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Bebauungsplan Nr. 523.00 "Grubenweg"

Mittelstadt St. Ingbert

Teil A: Planzeichnung

Planzeichenerlduterung
nach BauGB i.V.m. BauNVO und Planzv0 1990

Gesetzliche Grundlagen

NN

™

MaR der baulichen Nutzung.
(59 Abs. 1 Nr.1 BauGB, § 16 BauNvO )

GRZ:08

GH: 10m

Art der baulichen Nutzung
(59 Abs.1 Nr.18auGB ; §6 1-11 BauNVO )

Gewerbegebiete
(58 BauNvO)

(511 Baunvo)

Grundflachenzahl

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(59 Abs. 1 Nr.2 BauGB, 8§ 22 und 23 BauNVO)

a Abweichende Bauweise

Baugrenze

Verkehrsflichen
(59 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Versorgung, Abfallentsorgung, Abwasserbeseitigung
(§9 Abs. 1Nr. 12, 14 und Abs. 6 BauGB )

hier: Wirtschaftsweg

Ein- und Ausfahrtsbereich

Elekurizitat

Sonstige Sondergebiete, hier: Einzelhandel

Verkehrsflachen besonderer Zweckbestimmung

Hahe baulicher Anlagen, maximale Gebaudehshe

Schutz, Pflege, Entwicklung von Natur und Landschaft
(59 Abs.1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauG8)

Stingbert

Flachen mit Bindungen fir Bepflanzungen und fur die Erhaltung von Baumen,
sonst.

PflanzmaBinahmen

Sonstige Planzeichen

(59 Abs. 7 BauG8)

Farblich ergénzende Darstellung fir Flichen zum Anpflanzen

‘Abgrenzung Sondergebiete und Teilflachen

Teil

B: Textteil

erfolgt nach.

Festsetzungen
gem. § 9 BauGB i.V.m. BauNVO

Aet der baulichen Nutzun (5 9 Abs.

11 Gewerbegebiet (5 8 53uNV0)
sihe Planzeichnung

Zulsssige Arten von Nutzungen

1N182uGB und 55 115 BauNvO)

Warme aus solarer

Anlagen ur

Geschafts., Biro-, und Verwaltungsgebaude

Anlagen fur sortiche Zwecke

GemaB § 1 Abs. S in Verbindung mit § 1

Abs, 9 BauNVO sind Einzelhan delsbetriebe und Verkaufsstellen

nur 2ulsig, wenn sie in unmittelbarem baulchen und betreblichen Zusammenhang mit Handwerks-

Bauvorhaben

s 10 % der Geschossfliche

Jowels bis

2u einer max. Verkaufsiache von 500 . Von dieser Beschrinkung ausgenommen sind Kraftfahrzeus-

Ausnahmsweise ulsssige Arten von Nutzunger

Wohnungen fur Aufschts- und Berei
die dem Gewerbet
untergeordnetsind,

Nieht zulsige Arten von Nutzungen
Gem. § 1 4bs.5 BauNVO werden

Htschaftspersonen sowi fur Setriebsinhaber und Betriebsleiter,

betrieh ugeordnet und ihm gegendber in Grundiiache und Baumasse

sexuellr Handlungen betriebiches Wesensmerkmal st

Tankstellen
ausgeschiossen

Gem. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BaUNVO wird festgesetzt, dass dle gem. § 8 Abs. 3 BauNVO ausnahmswelse

aulasigen Arten von Nutzungen:

Tam
Swinger-Clubs / SexcKinos und Lokl
sexuellem Charakter)

Vergnigungsstiten (inlusive Spiel- und Automaterialien, Spilkasinos, Spielbanken, Wettbiros,
wokale / Tans-Cafés | Nacht- und B

Tangbars / Varietés, Stiptease und Table-Dance-Lokale

le mit Videokabinen ur Vorfuhrung von Fimdarbietungen mit

nicht Bestandteildes Bebauungsplanes werden.

hier: 01

nicht zentrenrelevanten Sortimenten sowie nicht erheblich belstgende Gewerbebetricbe zulisig, Der

Umfang von zentrenr
Verkausfliche je Betrieb beschrankt

elevanten Randsortimenten in diesen Betreben wird auf max.
i

0% der gesamten

Zusstefestsetoung gem. § 1 Abs, 10 BauNVO

Einkaufswagenboxen
Bickereifille/ Backshop / Backvorbereitung.
Werbeaniagen

Abfallpresse, Wertstoff und Abfallbehaiter

Ladestationen fr Elekromobe
10. mobile Verkaufsstinde
11, Fahrradstelplatze

12 Anlagen zur Energieversorgung

Mat der baulichen Nutzung (5 9 Abs. 1 BauGB und 55 16 21 BauNVO)
siehe Nutzungsschablone.
D5 Mt der baulchen Natzung vird im raumiichen Geltungsbereich des Bebauungsplans bestimmt

durch e Festsetzung von:

2.1 Hhe baulicher Anlagen (6 18 Abs. 1 BauNVO)
siehe Nutzungsschablone

Im Gewerbegebiet und in den Sonstigen Sondergebieten wid eine Hehe baulicher Anlagen festgeseut

Die Gebiudehthe wird ermitelt Uber den Abstand zwischen dem hochsten Gebudepunkt (Oberkante.
(Gebude) und der Oberkante cer Straenichse des Grubenweges, gemessen in der jeweilgen
Wandmitte,senkrecht ur Strafe.

Gebiste in denen bei der

&
bestimmte _bauliche und sonstige technische Mafinahmen fur

von Strom, Wi

iden oder bestimmten sonstigen baulchen Anlagen

Erzeugung, Nutaung oder Speicherung.

missen (59 Abs. 1N 23 b)

Die Gesamtfiche von Flachdichern und flsch geneigeen Dichern von Newbauten, die einen Neigungsvinkel

Vo bis 20 10 Grad aufweisen it bilaiiel 2u mind

aufgestinderter Form, oberhalb der Dachbegrinung 2u versehe

dostens 50% mit Anlagen zur solaren Energlegewinnung in

Dardber hinaus ist auf Stellpatzaniagen ab 50 Stellplatzen Gber den fr eine Solarnutzung geelgneten

e fr eine Solarnutzung geeigneten Flache der Stelplatze

Fiichen
(55 Abs. 1. 25 3 und b BauGh)

tand:

(Bs8L 15,
2986), 2uleat_gesndert durch Artikel 1 des Gesetzes
Vo 22. Miarz 2023 (86812023 1 Nr. 85),

Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachun
vom 3. November 2017 (BGBL. 1 5. 3634), das zuletzt
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20, Dezember 2023
(8GBL. 2023  Nr. 394) geandert worden is

Baunutzungsverordnung In  der _Fassung
ekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBL. | .
3786), 2uleat geandert durch Artkel 2 des Gesetzes.
vom 3.ull 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 176).

Verordnung dber die Ausarbeitung der Bauleitplane und
die Darstellung des Planinhalis

. Gesetz e
1731 vom 18 November 2010 (Amisblatt ces
Saarlandes 5. 2599), zultat gedndert durch das Gesetz
vom 13. Februar 2019 (Amtsbl. 15. 324).

Kommunalselbstverwaltungsgesetz  (KSVG) in der
Fassung der Bekanntmachung_vom
(Amisblatt des Saarlandes S. 682), zuletat gesndert
durch das Gesets vom 18, Janvar 2023 (Amtsbl. 15, 204)

Gesetz 2um Schute der Natur und Heimat im Saarland
(Saartandisches Naturschutzgesetz SNG), Ariel 1 des
Gesetzes Nr. 1592 2ur Neuordnung des Ssarlandischen
Naturschutarechts vom 05. Aprl 2006 (Amsbiatt des
Saarlandes, . 726), zuletzt geandert durch ds Gesetz

~Planzy) vom 18. Dezember 1990 (BGEl. 5. 58), zuletzt
eandert durch Artikel 3 des Gesetzes vam 14.Juni 2021
(8cl.15. 1802)

Saarlandisches Wassergesetz (SWG), in der Fassung der

Bekannimachung vom 30. Juli 2004 (Amisblate des

Saarlandes 5. 1984), zultat gedndert durch Artikel 173
Dezember 2021 (Amisl.15. 2629,

in der Fassung der
Bekanntmachung vom 31 Jul 2008 (8G8L I 5. 2585),
2uletat geandert durch Artiel 5 des Gesetzes vom 3. Jul
2023 (86812023 | Nr. 176).

Gesetz Gber Naturschutz und Landschaftspfege
(Bundesnaturschutzgesetz - BNtSchG) Artke 1 Gesetz
vom 29, Jull 2009 BGBL 1 5. 2542 (K. 51), zuletat
Beandert durch Artkel 3 des Gesetzes vom 8. Dezember
2022 (8GB.1 5. 2240)

Gestr  wm S vor  schidichen

Saarlandisches Denkmalschutzgesetz (SDSChG), Artikel 3
des Gesetzes Nr. 1946 tur

saarlandischen Denkmalschutzes vom 13,
(Amtsbiatt des Saarlandes 2018 5. 358), uletat geindert
durch Artikel 260 des Gesetzes vom 8. Dezember 2021
(Amisbl. 15,262,

Landesbaordnung (LBO), Artkel 1 des Gesetzes Nr.
1544 2ur Neuordnung des Sasrlandischen Bauordnungs-
und Bauberufsrechs vom 18. Februar
des Saarlandes 5. 822), uletzt

0. 2023 (Amisbl. 202415.212).

durch

Geriusche, Erschutterungen und ahnliche Vorginge

(Bundes Immissionsschutzgesetz  BISchG) in _der

Fassung der Sekanntmachung vom 17. Mai 2013 (3G8L. |

5. 1274), aultat gesndert durch Artkel 11 Absatz 3 des.
uli 2023 (8GBI. 2023 1 Nr,203)

Saarlandisches Nachbarrechtsgesetz (NachbG SL) vom
25. Februar 1973 (Amisblatt des Saarandes, 5. 210),
zuleat geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 15

Geset:  wm  Schu  vor  schidichen
Bodenveranderungen und zur Sanierung von Altasten.
(Bundes Bodenschutzgesets 8B0dSchG) Artkel 1 des.
Gesetzes vom 17. Mirz 1998 (BGB. | 5. 502), zuletzt
gedndert durch Atikel 7 des Gesetzes vom 25. Februar
2021(8G8.15. 306)

Bundes-Bodenschutz- und  Altastenverordnung.
(BBodschV) n der neen Fassung vom 9. uli 2021 (GBI
15.25%, 2716)

Planungssicherstellungsgesetz (PlanSIG) vom 20. Mai
2020 (8GRI 15. 1041), zuletat geandert durch Arikel 11
des Gesetzes vom 2. Mirz 2023 (BGBI. 2023 Nr. 58]

Salindisches  Gesetz wr  Ausfuhrung  des
s Bodenschutigeseties (s8odsehG)-
Saarlandisches Bodenschutzgesetz vom 20. Marz 2002
(Amtsbiatt des Saarlandes 5. 990) 2letzt gedndert durch
AMLI0 Abs3 V. Ar14 des Gesetaes Nr.1632 2ur
rm der saarlandischen Verwaltungsstrukturen vom
21, November 2007 (Amsbltt des Saarlandes 52393),

Verfahrensvermerke

Aufstellungsbeschiuss

Satzungsbeschiuss

er Rt der
am die Aufstelung des Bebauungsplans .

im beschleunigten Verfahren
beschiossen (§ 2 Abs. 1und 13 3 83uGH).

Der Aufsellungsbeschiuss wurde am 05.01.2012 durch
Versffentichung im amilichen Bekanntmachungsbiatt
der Miteltadt St Ingbert ortsblich bekannt
gemacht.

st Ingoert, den

Beteiligungsverfahren

Eie frewilige frahueitie  Betelgung  der
Offentichieit wurde vom _, bis .
durchgefunt.

der fentichen Sitzung am _ o Rat der
Mittlstadt st Ingbert as Satzung beschiossen.

Die Begrndung wurde gebilge (10 Abs. 18auGB)
Austertigung.

des. Bebauungsplans N

D sa 52300
"Grubenweg” wird hiermit ausgefertist

st Ingoert, den

er Oberbirgermeister
Bekanntmachung.

Der Beschiuss des Bebauungsplans sowe die Stele, b
der der Plan mit Begrundung auf Daver wahvend der

Die von der P berdhrien behtrden und
sonstigen Trsger affenticher Belange wurden mit
Schreiben vom __, ruhzeitg von der Planung.
unterrichet.

er Rt der Sitaung

am den Entuurf des Bebauungsplans mit
Berindung beschlossen und zur Auslegung bestimnt
Der Entwurt des it der

Bebauungsplans hat
m bis

rundung in der Zeit vor
walrend der Dienststunden
b

P1: Nicht Gberbaute Grundstucksflichen einschleBlich ____
acksta , U lplitze oder 3
4 2upllegen.
Ort und Daer der Auslegung sowie Angaben dazy,
P2: Stellplabegrinung
T eret v el (6 welche  Arten  umweltbezogener

er DIN 18 916 eine offene Fliche von mi

Grundische d

Ml * indestens 6 ' und 1
durchwrselbaren Raumes mit einer Tife von mindestens 80 cm vorzuhalten. Zur optimalen Entfaltung der

P3: Erhalt von Gehslzen
Innerhalb der mit 73 g
sichern. Rodungs- und

Kennzeichneten Flichen sind die vorhandenen Gehslze zu erhalten und langfristis 2u
ur Gewahrleistung der sind

Informationen
worden am _ durch
ichen Bekanntmachungsbiatt

wihrend  der  Auslegungsfist
abgegeben werden konnen und dass icht risgerecht
gegebene Stellungnah bieiben

sl

Erhalt von Wiesenflichen
Die mit Pa gekennzeichneten Hachen sind as Wiese 2u erhalten

Fir alle PlancmaBinahmen sind die DIN 18916 sowie die DIN 18920 und die FLLEmpfehiungen fur

Baumpflanzungen entsprechend zu beachten

und es sind gebietsheimische Geholze mit der regionalen
Herkunit ,Westdeutsches Bergland und Obertheingraben” (Region ) nach dem ,Leitfaden zu

 Verwendung

beispielhafte Auswah der zu pflanzenden Gehblze dar:
phana -
Berg.Ahorn (Rcer pseudoplatanus]
serguime (Umus gabra)
ruch-eide (Saix ragis)

Pllanliste Straucher
rich-Weide (Sl ragls)

chier Faulbaum (Rhamus frangula)
ingrifiger WeiBdorn (Crataegus monogyna)

Il {Viournum opulus)

piz Ao (Acer planaoides)
ek Eiche (Quercys robur)

rer Hartriegel (Cor
alWeide (Salx cap
chiche (Prunus spinosa)
chuarzer Holunder (Sambucus igra)

s sanguinea)

o)

raubenkirsche (Prunus padus)
weigrifiiger Weibdorn (Crataegus laevigata)

Planzqualtit
Zur schnelleren Wiksamkelt der ein
Landschaftsbid werden fol

hat daher den

nde Mindest-Qualitasstandards an die Pflanzungen gestellt Die Pfanzqualitit
cLL Landsc

V. Bonn) 2 entsprechen:
Hochstimme: v, StU 12.14 em

© Heister: 20, 3b 100 m
Straucher. 277,

- 260 em
Erfolgte Anpflanzungen unterliegen der Bindung gem. § Abs. 1. 25 b BauGB.

. Raumlicher Geltungsberelch (§ 3 Abs 7 BauG8)

Die genauen Grenzen des raumiichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans sind der Planzeichnung 2u

entrnehy

Die Gebiudehohe wid ermitelt aber den Abstand zwischen dem hochsten Gebudepunkt (Oberkante.

(Gebude) und der Oberkante der Straenachse der Gehnbachstrafe, gemessen in der jeweiligen
dmitt Suate.

baurechtich genehmit
und einer Verkaufsliche von 2.818 m Verkauft werden als Hauptwarengruppen Glas, Porzelin,

Keramik und Haushaltswaren.

Der Weiterbetrieb sowie de Erweiterung, Anderung und Nutzunsanderung sowie Emeuerungen dieser

hier: 02

Im Sonstigen Sondergebiet 502 sind Einkaufszentren mit nichtzentrenrelevanten Sorimenten sowie

aulssig. 10%der
gesamten Verkaufsliche e Betricb beschrankt
Zusstrfestsetzungen 10BNV
Innerhalb der Teache 1 it
sentrenrelevantem Sortiment und einer Verkaufsfiche von 5.820 . Verkauft werden als

Blumen (indoor) / 200, \ Bekleid
oer die & und Ermeuerungen dieser

Inerhalb der Teifliche 2 (TF2) des S02 befindet sch ein baurechtich genchmigter Betrich mit

Bekeidung. Der Weiterbetrib sowie die Enwelterung, Anderung und Nutzungsanderung sowie

Innerhal der Teiflsche 4 (TF4) des S02 befindet sich ein baurechtich genshmigter Betrish mit

Bekeidung. Der Weiterbetrieb sowi die Erwelterung, Anderung und Nutzungs3anderung sowie

Inerhalo der Teiflche 5 (TFS) des S02 befindet sich ein baurechtich genshmigter Betrish mit
k

dak

Bekeidung. Der Weiterbetrib sowie die Erwelterung, Anderung und Nutzungsanderung sowie

Innerhalb der Teiflache 6 (TFG) des S02 befindet sich ein baurechtich genehmigter Betrich mit

sentrenrelevantem Sortiment und iner

Nutzungsanderung sowe Erneuerungen
Verkauffliche ncht dberschritien wird,

Verkaufsfiache von 780 . Verkaut werden 3l

Hauptuwarengruppe Schuhe und Lederwaren. Der Weiterbetreb sowie die Enwelterung, Anderung und
i

dieser Anlage sind zulas rn die genehmigte

2 Grundfischenzah! (6 19 Abs. 1 8aukVO)
sehe Nutzungsschablone.

Kennzeichnung
gem. § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB

Dle maximal zulisige Grundflachenzahi wird im Gewerbegebiet und in den Sonstigen Sondergebiten

108 fesgeserat

‘Garagen und Stellplstzen mit ihren Zufahrten,
Nebenanlagen im Sinn des § 14 B3uVO,
baulchen Aniagen unterhalb der Gelandoberfiche, durch die das Baugrundstuck lecilich
unterbaut wird,

mitzurechnen.

19 Abs e
Sondergebiete cine Uberschreitung der zulssigen Grundfliche durch die Grundfachen der oben
genannten Anlagen bis 2 einem Wert von 0,9 ulasig st

Bauweise (§9 Abs. 1Nr. 2 83uG8, § 22 83uNVO)
siehe Nutzungsschablone.

Im Plangebiet wird cine sbweichende Bauweise entsprechend § 22 Abs. & BAUNVO. festgesetrt

Gebiudelangen ber 50 m sind 2uassi

Kennen.

Die von der Planung berdhrien Beherden und
sonstigen Triger dffenticher Belange wurden mit
Schrelben vom ____ von der Ausiegung
benachrichtit (6 3 Abs. 2 8auGB).

er Rt der Mitelstagt St. Ingbert hat in seiner
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MITTELSTADT ST. INGBERT
BEGRUNDUNG ENTWURF

1 VORBEMERKUNGEN ZUR PLANAUFSTELLUNG

Der Stadtrat der Mittelstadt St. Ingbert hat in 6ffentlicher Sitzung am 12.10.2021 gem. § 1 Abs. 3
und § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches beschlossen, den Bebauungsplan Nr. 523.00 ,Grubenweg”
aufzustellen.

Mit den Planungsarbeiten wurde die ARGUS CONCEPT — Gesellschaft flir Lebensraumentwicklung
mbH, GerberstralRe 25, 66424 Homburg beauftragt.

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans Bebauungsplan Nr. 523.00 ,Grubenweg” verfolgt die
Mittelstadt St. Ingbert folgende Zielvorstellungen:

1.1 ZIEL UND ZWECKE DER PLANUNG

1.1.1 Sicherung einer nachhaltigen stadtebaulichen Entwicklung

Ziel der Planung ist es, den Bereich des vorliegenden Bebauungsplanes hinsichtlich seiner zukinf-
tigen Entwicklungen, Nach- und Umnutzungen sowie Erweiterungen bauleitplanerisch zu steuern.
Dies betrifft sowohl bauliche Anderungen und Erweiterungen als auch Nutzungsidnderungen. Ins-
besondere die derzeit noch unbebauten Bereiche sollen hinsichtlich Art und MaR der baulichen
Nutzung, mit dem Bestand vertraglich, geregelt werden.

1.1.2 Erhaltung und Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche

Zentrale Versorgungsbereiche (ZVB) (ibernehmen eine Versorgungsfunktion fir ein liber den un-
mittelbaren Nahbereich hinausgehenden Einzugsbereich mit einer Mischung aus unterschiedli-
chen Nutzungen. Diese sind gem. des Baugesetzbuches schutzwiirdig (§ 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB).

Zweck dieser Regelung ist, bestimmte stadtebauliche Strukturen zu erhalten, die sich durch Zent-
ralitat auszeichnen. Eine diffuse Verteilung von Einrichtungen in der Flache soll vermieden wer-
den. "Erhaltung" bedeutet deren Schutz vor drohenden Beeintrachtigungen (bspw. durch Neuan-
siedlungen). Zentrale Versorgungsbereiche ergeben sich auch aus den tatsadchlichen értlichen Ver-
haltnissen. Ein politischer Beschluss bendtigt es hierfiir nicht.

Fir die Stadt St. Ingbert existieren zwei zentrale Versorgungsbereiche, der ZVB Innenstadt und
der ZVB Rohrbach.

Einzelhandelsstandorte sollen in der Stadt St. Ingbert entsprechend ihren Potenzialen geférdert
werden und eine klare Angebotsstruktur geschaffen werden innerhalb derer passende Standorte
gesichert und entwickelt werden. Der Entwicklungsfokus der Mittelstadt St. Ingbert liegt hierbei
klar auf den beiden o.g. zentralen Versorgungsbereichen. Hier soll eine qualitative Einzelhandels-
struktur mit attraktiven zentrenrelevanten Sortimenten ausgebaut werden.

Neben den zentralen Versorgungsbereichen soll es weiterhin erganzende Einzelhandelsstandorte
geben, bei denen der Fokus der Angebote auf nicht zentrenrelevanten Kernsortimenten liegt. Er-
gdnzende Standorte existieren in der Mittelstadt St. Ingbert u.a. in den Bereichen ,Alte Glas-
hatte”, ,Oststralle”, ,,DudweilerstraBe”, ,Grubenweg” und ,Rohrbach-West”.

Der Bebauungsplan umfasst hierbei den ergéanzenden Standort ,Grubenweg”.

Betriebe mit zentrenrelevanten Sortimenten aulRerhalb der zentralen Versorgungsbereichen sol-
len weiterhin Bestandschutz genief3en. Eine Neuansiedlung von Einzelhandelsbetrieben mit zen-
trenrelevanten Sortimenten an diesen Standorten soll jedoch kiinftig vermieden werden. Hierzu
soll der vorliegende Bebauungsplan eine Steuerungsgrundlage bilden.

ARGUS CONCEPT Gesellschaft fiir Lebensraumentwicklung mbH
Seite 1l
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BEBAUUNGSPLAN NR. 523.00
,GRUBENWEG*

1.1.3 Umsetzung des Einzelhandelskonzeptes der Mittelstadt St. Ingbert

Zur Gewahrleistung der Raumvertraglichkeit und Anpassung der Ziele der Raumordnung legt der
Bebauungsplan die zuldssigen Sortimente und die maximale Verkaufsflache fiir die einzelnen Sor-
timente fest.

2 VERFAHRENSVERLAUF / RECHTSGRUNDLAGEN

Der Bebauungsplan Nr. 523.00 ,Grubenweg” wird gemaR § 13a BauGB als Bebauungsplan der
Innenentwicklung aufgestellt. Dieses Verfahren wurde im Rahmen einer Novelle des BauGB zum
1. Januar 2007 eingefiihrt. Ziel der Gesetzesnovelle war es unter anderem, die Verfahren fir die
Aufstellung von Bebauungsplanen, die der Wiedernutzbarmachung von Flachen, der Nachverdich-
tung oder anderen MalRnahmen der Innenentwicklung dienen, wesentlich zu beschleunigen. Im §
13a BauGB, der neu ins Gesetz aufgenommenen wurde, wird das so genannte ,beschleunigte Ver-
fahren” geregelt. Danach kbnnen Bebauungspldne aufgestellt werden, ,,wenn in ihnen eine zulas-
sige Grundflache im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO oder eine GroRRe der Grundflache von insge-
samt weniger als 20.000 m? (...) oder 20 000 m? bis weniger als 70 000 m?2, wenn auf Grund einer
Uberschlagigen Prifung unter Berlicksichtigung der in Anlage 2 dieses Gesetzes genannten Krite-
rien die Einschatzung erlangt wird, dass der Bebauungsplan voraussichtlich keine erheblichen Um-
weltauswirkungen hat, die nach § 2 Absatz 4 Satz 4 in der Abwagung zu bertlicksichtigen waren
(Vorprifung des Einzelfalls), festgesetzt wird.”

Die fur die Durchfiihrung des beschleunigten Verfahrens erforderlichen Voraussetzungen werden
erfillt:

e Die o0.g. zuldssige Grundflache liegt zwischen 20.000 m? und 70.000 m?2.

e Das Plangebiet liegt innerhalb der bebauten Ortslage von St. Ingbert. Es handelt sich um
eine MalRnahme der Innenentwicklung.

e Anhaltspunkte fiir die Beeintrachtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 b genannten Schutzgiiter
bestehen durch die Aufstellung des Bebauungsplanes nicht.

e Der Bebauungsplan wird voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen haben,
die nach § 2 Absatz 4 Satz 4 in der Abwéagung zu berlicksichtigen waren (Vorprifung des
Einzelfalls, siehe Anlage zum Bebauungsplan)

Daher hat der Rat der Mittelstadt St. Ingbert beschlossen, den Bebauungsplan Nr. 523.00 ,Gru-
benweg” im beschleunigten Verfahren gemaRk § 13 a BauGB aufzustellen.

Der Bebauungsplan Nr. 523.00 ,,Grubenweg” wurde unter Beriicksichtigung der aktuellen rele-
vanten Bau- und Umweltgesetzgebung erstellt. Die verwendeten gesetzlichen Grundlagen sind
der entsprechenden Rubrik der Planzeichnungen zu entnehmen.

3 INFORMATIONEN ZUM PLANGEBIET

3.1 LAGE DES PLANGEBIETS, TOPOGRAPHIE

Das Plangebiet besitzt eine Grolie von ca. 6,3 ha und liegt zwischen der Gehnbachstralle und dem
Grubenweg in der Mittelstadt St. Ingbert.

Das Plangebiet besteht aus zwei Ebenen, wobei die nordliche auf einer Hohe von ca. 245 m Gber
NN und die stdliche auf einer Hohe von 240 Gber NN liegt. Innerhalb der Ebenen ist das Plangebiet
aufgrund der Nutzungen nahezu eben ausgebildet.

ARGUS CONCEPT Gesellschaft fiir Lebensraumentwicklung mbH
Seite 2
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MITTELSTADT ST. INGBERT
BEGRUNDUNG ENTWURF
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Abbildung 1: Lage im Raum (Quelle: Openstreetmap.org)

3.2 RAUMLICHER GELTUNGSBEREICH

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst die Parzellen 1545/13, 1578/7, 1578/10,
1578/26, 1578/35, 1578/36, 1578/67, 1578/73, 1578/75, 1578/77, 1578/78, 1578/79, 1578/80,
1578/97, 1612/14, 1612/23, 1612/25, 1612/28, 1612/30, 1612/31, 1612/33, 1639/42, 1639/75,
1639/77, 1639/86, 1639/87, 1639/88, 1639/89, 1639/90, 1639/93, 1639/98, 1653/480,
1653/571, 1653/812 sowie Teile der Parzellen 1545/10 und 1545/12 und 1578/189 in Flur 7 der
Gemarkung St. Ingbert.

Abbildung 2: Geltungsbereich Plangebiet

ARGUS CONCEPT Gesellschaft fiir Lebensraumentwicklung mbH
Seite 3
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BEBAUUNGSPLAN NR. 523.00
,GRUBENWEG*

Der in der Ortlichkeit wahrnehmbare Geltungsbereich des Bebauungsplanes lasst sich in etwa wie
folgt beschreiben:

e Im Norden: durch die GehnbachstralRe
e Im Osten: durch die StraRe , Grubenweg”
e Im Siden: durch den Kreisverkehrsplatz Grubenweg — Im Oberen Werk

e Im Westen: durch den Sportplatz, das Regenriickhaltebecken sowie die Gleisanlagen

3.3 DERZEITIGE SITUATION UND VORHANDENE NUTZUNGEN / UMGEBUNGSNUTZUNG

Das Plangebiet wird durch die bestehenden Einzelhandelsmarkte am Einkaufsstandort Gruben-
weg gepragt. Zudem ist ein Fitnessstudio im Norden des Plangebietes angesiedelt. Neben den
zugehorigen Stellplatzflachen und Zufahrten ist das Plangebiet mit Stellplatz- und Béschungsbe-
grinung eingegrint. Zudem ist im Norden eine kleinere Brachflache vorhanden. Im Siden befin-
det sich eine eingezdunte Trafostation.

Abbildung 4 und 5: Trafostation (links) und Fitness-Studio (rechts) (Quelle: ARGUS CONCEPT GmbH)

ARGUS CONCEPT Gesellschaft fir Lebensraumentwicklung mbH
Seite 4
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MITTELSTADT ST. INGBERT
BEGRUNDUNG ENTWURF

Abbildung 6 und 7: Begriinung (links) und Brachflache (rechts) (Quelle: ARGUS CONCEPT GmbH)

Die Umgebung des Plangebietes weist in erster Linie eine gemischte Nutzung aus Gewerbe,
Dienstleistungen und Wohnen auf. Nordostlich befinden sich zudem verschiedene Sportstatten.

3.4 GRUNORDNERISCHE BESTANDSAUFNAHME

3.4.1 Naturraum

Das Plangebiet befindet sich in der naturrdumlichen Einheit ,,St. Ingbert-Kaiserslauterer Senke”
(192.7)

Diese Einheit ist Teil des Saar-Nahe-Berglands (192) und erstreckt sich von Kaiserslautern bis nach
St. Ingbert. Sie zeichnet sich durch eine abwechslungsreiche Landschaft mit Hiigeln und Senken
aus und wird von mehreren Fliissen wie der Blies und dem Rohrbach durchquert.

3.4.2 Geologie und Boden

GemalR der Geologischen Karte des Saarlandes (1989, 1:50.000) liegt der Geltungsbereich inner-
halb von Ablagerungen des Mittleren Buntsandsteins (sm).

Aufgrund der starken Uberformung des Plangebietes sind hier keine naturnahen Béden zu erwar-
ten. Auch die begriinten Bereiche und die Brachflache im Norden unterliegen durch die Umge-
bungsnutzung einem hohen anthropogenen Einfluss.

Die Bodeniibersichtskarte des Saarlandes (BUK, Landesamt fiir Umwelt- und Arbeitsschutz) stellt
hier dementsprechend keine Bodentypen dar, sondern Gbernimmt lediglich den Siedlungsbe-
reich.

Weiterhin treten im Plangebiet keine seltenen Béden und keine Boden mit hohem Erfiillungsgrad
der natirlichen Bodenfunktionen auf. Archivbdden i.S.d § 2 Abs. 2 Nr. 2 BBodSchG sind nicht zu
erwarten. (Geoportal, Fachanwendung Bodenschutz)

3.4.3 Oberflichengewisser / Grundwasser

Oberflachengewadsser befinden sich nicht innerhalb des Plangebietes. Das nachstgelegene Ober-
flachengewasser ist der Rischbach, der der etwa 30 m nordwestlich des Plangebietes verohrt im
Bereich des Sportplatzes verlauft und in einen Teich miindet. Dieser wird durch die Umsetzung
der Planung nicht beeintrachtigt.

Laut Hydrogeologischer Karte (1:100.000, 1987) befindet sich das Plangebiet innerhalb von Fest-
gesteinen mit hohem Wasserleitvermdgen und hier im Bereich des Hauptgrundwasserleiters
(Mittlerer Buntsandstein) des Saarlandes. Demnach kommt dem Raum, in dem sich das Plangebiet
befindet, grundséatzlich zwar eine hohe Bedeutung im Hinblick auf den Grundwasserhaushalt zu.
Aufgrund der Vorbelastungen und der bereits bestehenden grof3flachigen Bebauung, die zu einer

ARGUS CONCEPT Gesellschaft fiir Lebensraumentwicklung mbH
Seite 5
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Uberdeckung der hier anstehenden autochthonen Bodenschichten und damit zu einer Beein-
trachtigung der Versickerungseigenschaften gefiihrt haben, kann die Flache in diesem Bereich
keine besondere Funktion fiir die Grundwasserneubildung in diesem Raum tibernehmen.

3.4.4 Klima und Lufthygiene

Das Plangebiet ist derzeit bereits zu groRen Teilen infolge der Anlage der bestehenden Einkaufs-
markte und deren Stellplatzflachen sowie Zufahrtswegen nahezu vollstandig versiegelt, so dass
die klimadkologische Funktion der Flache bereits deutlich beeintrachtigt ist. Die klimadkologische
Funktion der Flache ist bereits deutlich beeintrachtigt.

Im Umfeld der Bebauung sind tiberwiegend anthropogen beeinflusste Ziergeholzpflanzungen zu
finden. Vereinzelt kommen im Plangebiet groRere Baume vor. Diese libernehmen die klimadko-
logische Funktion eines kleinflachigen klimatischen Ausgleichs.

Infolge der innerhalb des Plangebiets vorhandenen Einkaufsmarkte mit Kunden- und Zulieferer-
verkehr sind im Plangebiet Vorbelastungen in Form von Larm- und Abgasimmissionen zu erwar-
ten.

3.4.5 Arten und Biotope

Die Erfassung der Biotoptypen erfolgte im November 2022 und im Juli 2023 im Rahmen von Be-
standsaufnahmen im Plangebiet. Im Folgenden werden die Biotoptypen des Plangebietes zusam-
mengefasst dargestellt, Artenlisten der Biotoptypen wurden aufgrund der unterdurchschnittli-
chen Auspragung der Biotoptypen nicht angefertigt. Die Differenzierung und Beschreibung der
Einheiten orientiert sich am Leitfaden fiir Eingriffsbewertung von 2001 des saarldndischen Minis-
teriums fur Umwelt, Energie und Verkehr. Dementsprechend werden auch die Nummerncodes
flr die Erfassungseinheiten aus diesem Leitfaden vergeben.

Innerhalb des Plangebietes befinden sich groRRflachige Bereiche, die aufgrund der Anlage von Ge-
bauden, Stellplatzen, Lagerflaichen und Zufahrten vollstdandig versiegelt sind (3.1). Des Weiteren
liegt im Sidwesten ein kleiner Parkplatz, der mit Schotter und Sand teilversiegelt ausgebildet ist
(3.2).

Abbildung 8 und 9: Vollversiegelte und teilversiegelte Flachen (Quelle: ARGUS CONCEPT GmbH)

Des Weiteren sind im Plangebiet ausschlielich anthropogen stark gepragte bzw. kiinstlich ge-
schaffene Biotoptypen und Ruderalflichen zu finden. Hierbei handelt es sich um Rasenflachen
(3.5.1), Wiesenbrachen (2.7.2.2.2), Ziergehdlzpflanzungen (3.5.2), Stellplatzbegriinungen (2.12),
Hecken (2.10) und sonstige Ruderalflachen (3.6) sowie sonstige Gebiische (1.8.3). Da diese kiinst-
lich geschaffenen Lebensrdaume kaum Nahrungs- oder Riickzugsraum innerhalb der Siedlungsfla-
chen bieten, ist ihre Bedeutung fiir den Arten- und Biotopschutz als Lebensraum gering.
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Abbildung 10 und 11: Rasenflache im stdlichen Randbereich des Plangebietes (links) und Wiesenbrache entlang der
Bdschung im nordostlichen Randbereich (rechts) (Quelle: ARGUS CONCEPT GmbH)

Abbildung 12 und 13: Béschungsbegriinung mit Ziergehélzpflanzungen im Siiden (links) und in der Mitte des Plange-
bietes (rechts) (Quelle: ARGUS CONCEPT GmbH)

Abbildung 14 und 15: Ruderalbrache im Nordwesten (Quelle: ARGUS CONCEPT GmbH)

Abbildung 16 und 17: Heckenpflanzungen entlang der Stellplatze (links) und Knoterich-Geblsch im Stiden des Plange-
bietes (rechts) (Quelle: ARGUS CONCEPT GmbH)
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Als wertgebende Strukturen sind im Plangebiet lediglich vereinzelte groRere Baume (2.12) und
Gebiische (1.8.3) innerhalb der Boschungs- und der Stellplatzbegriinung vorhanden.

Abbildung 18 und 19: Gebusch entlang des Nordwestlichen Randbereiches (links) und Ahorn-Baume im Bereich der
nordlichen Parkplatzflache (rechts) (Quelle: ARGUS CONCEPT GmbH)

3.4.6 Landschaftsbild und Erholungsnutzung

Dominiert wird das Landschaftsbild im Plangebiet durch die derzeit vorhandene Bebauung und
der damit einhergehenden grof¥flachige Versiegelung. Aufgrund seiner Lage innerhalb dicht be-
bauter und teils gewerblich genutzter Siedlungsflachen im ist das Landschafts- bzw. Stadtbild in
diesem Raum bereits deutlich Gberformt. Zur Aufwertung des Landschafts- bzw. Ortsbildes tragen
lediglich die groReren Einzelbdume und Gebusche innerhalb des Plangebietes bei. Insgesamt be-
sitzt das Plangebiet jedoch keine besondere Bedeutung fiir das Landschafts- bzw. Stadtbild in die-
sem deutlich anthropogen tGberformten Raum.

Bedeutende Strukturen der Freizeit- und Erholungsnutzung wie beispielsweise liberregional be-
deutsame Wege befinden sich nicht innerhalb des Plangebietes.

3.4.7 Land- und Forstwirtschaft

Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine landwirtschaftlich oder forstwirtschaftlich genutz-
ten Flachen. Landwirtschaftliche und forstwirtschaftliche Belange sind damit nicht betroffen.

3.4.8 Festgelegte Ziele des Umweltschutzes gemaR Fachgesetzen und Fachpldanen

Das Plangebiet befindet sich nicht innerhalb von Schutzgebieten nach Wasserrecht oder Natur-
schutzrecht. Das nachstgelegene Schutzgebiet ist das Landschaftsschutzgebiet LSG-L_6_03 02
»Landschaftsschutzgebiet im [ehem.] Landkreis St. Ingbert”, welches ca. 400 m westlich des Plan-
gebietes liegt und aufgrund der Entfernung zum Plangebiet und der zwischen Plangebiet und
Schutzgebiet liegenden Griinflachen und Siedlungsflachen nicht beeintrachtigt wird.

Weiterhin liegt das Plangebiet nicht innerhalb von Flachen, die im Rahmen der Offenland- Bio-
topkartierung des Saarlandes (OBK lll und 1V) oder des Arten- und Biotopschutzprogrammes des
Saarlandes (ABSP) erfasst und bewertet wurden.

Geschiitzte Biotope nach §30 BNatSchG sind innerhalb des Plangebietes ebenfalls nicht vorhan-
den.

Das Landschaftsprogramm des Saarlandes (Entwurf 2009) sieht fiir das Plangebiet keine MaR-
nahmen oder sonstigen planerischen Vorgaben vor.

Der Landschaftsplan fir die Stadt St. Ingbert gibt in MaRnahmenkarte 2 die Empfehlungen ,Ver-
sieglung verringern — Flachen recyclen”, ,Kontaminationsverdacht prifen” und ,Gewerbegebiete
fit machen fiir den Klimawandel”.
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4 VORGABEN FUR DIE PLANUNG

4.1 VORGABEN DER RAUMORDNUNG

GemaR § 1 Abs. 4 BauGB sind die Vorgaben der Raumordnung bei der Aufstellung von Bauleitpla-
nen zu bericksichtigen. Die Ziele der Raumordnung werden im Saarland durch den Landesent-
wicklungsplan (LEP), Teilabschnitte ,,Siedlung” und ,,Umwelt”, festgelegt.

4.1.1 LEP Teilabschnitt ,Siedlung” (Fassung vom 04.07.2006)

Der Landesentwicklungsplan Siedlung (LEP-Siedlung) schafft die Rahmenbedingungen fir einen
Anpassungsprozess der Siedlungsstruktur des Landes zugunsten einer dauerhaft umweltvertrag-
lichen Siedlungsweise. Die wichtigsten Elemente des LEP Siedlung sind:

e die Festlegung von Zielen fir die Wohnsiedlungstatigkeit,
e die Festlegung von Wohneinheiten-Zielmengen,

e die Festlegung von Zielen fiir die Ansiedlung von groRflachigen Einzelhandelseinrichtun-
gen.

Grundlage fir die Festlegungen auf Gemeindeebene ist dabei die Einordnung der Kommunen
nach der Lage in bestimmten Strukturraumen und innerhalb bestimmter Siedlungsachsen sowie
die Einordnung in das System der ,Zentralen Orte’.

Die Mittelstadt St. Ingbert wird im LEP Siedlung als Mittelzentrum mit mittelzentralem Verflech-
tungsbereich eingestuft. Mittelzentren spielen eine wichtige Rolle in der regionalen Entwicklung
und erfillen zentrale Funktionen fir das Umland Gbernimmt, wie z.B. Versorgungseinrichtungen,
Arbeitsplatze und Bildungsangebote.

Die Stadt wird der Raumkategorie ,Kernzone des Verdichtungsraumes” zugeordnet. Aus den be-
sonderen Festlegungen fiir die Siedlungsstruktur im Ordnungsraum ist nach dem LEP Siedlung das
Ziel, das vorhandene Flachenpotenzial unter Vermeidung negativer Verdichtungsfolgen Flachen
sparend und Umwelt schonend zu nutzen.

Zudem liegt St. Ingbert an zwei Siedlungsachsen:

e Siedlungsachse 1. Ordnung: (Metz —) Saarbriicken — St. Ingbert — Homburg (— Kaiserslau-
tern/ Mannheim)
e Siedlungsachse 2. Ordnung: St. Ingbert — Blieskastel (— Zweibriicken/ Pirmasens)

Der LEP Siedlung befasst sich in Kapitel 2.5.2 mit den Zielen fir die Ansiedlung, Erweiterung und
Anderung von groRflichigen Einzelhandelseinrichtungen. Die wichtigsten Ziele, die die Stadt St.
Ingbert betreffen, werden im Folgenden zitiert:

e G 41: Zur bedarfsgerechten, verbrauchernahen Versorgung der Bevolkerung soll in allen
Landesteilen ein auf den jeweiligen Versorgungsauftrag des Ober-, Mittel oder Grund-
zentrums ausgerichtetes Spektrum von Einzelhandels- und Dienstleistungseinrichtungen
unterschiedlicher GroBe und Angebotsformen sichergestellt werden. Die Standortge-
meinden sollen dazu im Rahmen der Bauleitplanung an stadtebaulich geeigneten Stand-
orten in den zentralen Orten Flachenvorsorge fiir groRflachige Einzelhandelseinrichtun-
gen treffen.

- Grundsatz erfillt:

o Der Bebauungsplan dient der Bestandssicherung bestehender Betriebe und der
stadtebaulich sinnvollen kiinftigen Steuerung des groRflachigen Einzelhandels am
vorliegenden Standort.
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e Z42: Grol¥flachige Einzelhandelseinrichtungen im Sinne des § 11 Abs. 3 Baunutzungsver-
ordnung (BauNVO) sind nur im Oberzentrum sowie in den Mittel- und Grundzentren zu-
lassig (Konzentrationsgebot).

-> Ziel erfllt:
o Die Stadt St. Ingbert erfiillt die zentral6rtliche Funktion eines Mittelzentrums.

e 7 44: GroRflachige Einzelhandelseinrichtungen missen sich beziglich GréRenordnung
und Warensortiment funktional in die vorgegebene zentralortliche Versorgungsstruktur
einfligen. Der Einzugsbereich der entsprechenden Einzelhandelseinrichtung darf den Ver-
flechtungsbereich des betreffenden zentralen Ortes nicht wesentlich Giberschreiten (Kon-
gruenzgebot). Dies ist vom Planungstrager entsprechend nachzuweisen.

e 7 45: Neuansiedlungen, Erweiterungen bzw. Nutzungsanderungen groRflachiger Einzel-
handelseinrichtungen diirfen das Zentrale-Orte-Geflige des Landes sowie die Funktions-
fahigkeit des jeweiligen zentralen, innerortlichen Versorgungsbereiches des zentralen Or-
tes (Standortgemeinde) sowie der benachbarten zentralen Orte (Nachbargemeinden)
nicht beeintrachtigen (Beeintrachtigungsverbot). Dies gilt insbesondere fiir solche
Standortgemeinden, in denen der Erfolg von stadtebaulichen MalRnahmen zur funktiona-
len Starkung oder Stabilisierung von Stadt und Ortskernen in Frage gestellt wird, z. B. bei
stadtebaulichen Sanierungs- und EntwicklungsmalRnahmen, Stadt- und Dorferneuerungs-
malnahmen.

- Ziele erfullt:

o Der Standort am Grubenweg wurde bereits im Einzelhandelskonzept der Stadt St.
Ingbert im Jahre 2009 als geeigneter Standort fiir grof3flachigen Einzelhandel und
Versorgungsschwerpunkt ausgewiesen. Klinftig soll der Standort als erganzender
Einzelhandelsstandort mit nicht-zentrenrelevanten Sortimenten weitergefiihrt
werden, was nicht nur die Stadt St. Ingbert selbst, sondern auch die angrenzen-
den Versorgungsstandorte im Umland entlastet. Die bestehenden Betriebe be-
stehen bereits lange und fligen sich in die zentralortliche Versorgungsstruktur ein.

e Z 46: Grolflachige Einzelhandelseinrichtungen sind im engen raumlich-funktionalen Zu-
sammenhang mit dem zentralen, innerértlichen Versorgungsbereich (integrierter Stand-
ort) des jeweiligen zentralen Ortes innerhalb des Siedlungszusammenhangs zu errichten
(stadtebauliches Integrationsgebot).

- Ziel erfullt:

o Wie oben beschrieben soll der Standort am Grubenweg nicht mehr wie urspriing-
lich im Einzelhandelskonzept beschlossen als Versorgungsschwerpunkt weiterge-
fihrt werden, sondern als erganzender Versorgungsstandort mit nicht-zentren-
relevanten Sortimenten. Dies dient der Starkung der zentralen Versorgungsberei-
che ,Innenstadt” und der ,Rohrbach” auf denen aufgrund aktueller Entwicklun-
gen als Einzelhandelsstandorte fokussiert werden sollen.

e G 48: Standorte filr groRflachige Einzelhandelseinrichtungen sollen grundsatzlich in das
Netz des 6ffentlichen Personennahverkehrs eingebunden werden.

Grundsatz erfullt:

o Unmittelbar angrenzend an das Plangebiet befindet sich im Grubenweg die Bus-
haltestelle KarlstraRRe.
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4.1.2 LEP Teilabschnitt ,Umwelt” (Fassung vom 13.07.2004)

Gemalk dem Landesentwicklungsplan Teilabschnitt ,,Umwelt (Vorsorge fiir Flachennutzung, Um-
weltschutz und Infrastruktur)” (LEP-Umwelt) vom 13. Juli 2004, zuletzt gedandert am 20. Oktober
2011, liegt das Plangebiet innerhalb einer ,Siedlungsflache Gberwiegend Gewerbe”. Ansonsten
trifft der LEP Umwelt keine Vorgaben fiir das Plangebiet.
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Abbildung 20: Auszug aus dem LEP Umwelt

4.2 FLACHENNUTZUNGSPLAN

Nach § 8 Abs. 2 BauGB ist ein Bebauungsplan grundsatzlich aus dem Flachennutzungsplan zu ent-
wickeln. Der derzeit wirksame Flachennutzungsplan der Mittelstadt St. Ingbert stellt fiir das Plan-
gebiet bereits groRtenteils eine Sonderbauflache flir Einkaufszentren und Verbrauchermarkte
gem. § 5 Abs. 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 1 Nr. 4 BauNVO dar. Der {ibrige Bereich wird als Ge-
werbliche Bauflache gem. § 5 Abs. 2 Nr. 1 BauGBi.V.m. § 1 Abs. 1 Nr. 3 BauNVO dargestellt. Zudem
wird der Standort eines Schutzraumes und Leitungsverlaufe dargestellt.

Abbildung 21: Ausschnitt aus dem Flachennutzungsplan
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Nach § 13 a Abs. 2 Nr. 2 BauGB kann ein Bebauungsplan, der von den Darstellungen des Flachen-
nutzungsplans abweicht, auch aufgestellt werden, bevor der Flachennutzungsplan geandert oder
erganzt ist. Die geordnete stadtebauliche Entwicklung wird durch den vorliegenden Bebauungs-
plan nicht beeintrachtigt. Daher kann der Flachennutzungsplan im Wege der Berichtigung ange-
passt werden.

4.3 RESTRIKTIONEN FUR DIE PLANUNG

Die Bebaubarkeit bzw. sonstige Nutzbarkeit des Plangebietes fiir bauliche Zwecke wird bereichs-
weise durch Restriktionen bestimmt. Die daraus resultierenden Vorgaben fiir die Freihaltung von
Schutz- und Abstandsflachen sowie sonstige Nutzungsbeschrankungen sind bei der Ausweisung
von Bauflachen zu beriicksichtigen und planungsrechtlich zu sichern. Zum derzeitigen Stand sind
fiir das Plangebiet folgende Restriktionen bekannt:

4.3.1 Immissionsschutz

GemaR § 50 BImSchG sind bei raumbedeutsamen Planungen und MaRnahmen die fir eine be-
stimmte Nutzung vorgesehenen Flachen einander so zuzuordnen, dass schadliche Umwelteinwir-
kungen auf die ausschlielllich oder tiberwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auf sons-
tige schutzbedirftige Gebiete soweit wie moglich vermieden werden, d.h. zumindest auf das ge-
setzlich zulassige MaR reduziert werden.

Der Schutz der angrenzenden Wohnbebauung vor dem vom Lebensmittelmarkt ausgehenden
Larm (Verkehr auf den Stellplatzen, Anlieferverkehr) ist unter Berlicksichtigung der bereits beste-
henden Vorbelastungen sicherzustellen.

Mit dem vorliegenden Bebauungsplan sollen die planungsrechtlichen Grundlagen geschaffen wer-
den, Einzelhandelssortimente zu steuern, um zentrale Versorgungsbereiche zu sichern. Die beste-
henden Betriebe genielRen Bestandschutz. Eine erhebliche Lirmerh6hung wird somit nicht erwar-
tet.

4.3.2 Altlasten

Teile des Plangebietes liegen innerhalb altlastenverdachtiger Flachen mit der Kennziffer
»IGB_2734“

Bei moglichen Altlasten in einem Bebauungsplan ergibt sich eine Nachforschungspflicht gem.
2.1.2 des , Altlastenerlass”. Hierbei sind im Rahmen des Bebauungsplanes folgende Punkte zu be-
achten:

e Nach dem Gebot planerischer Konfliktbewaltigung darf ein Bebauungsplan die
von ihm ausgeldsten Nutzungskonflikte nicht unbewaltigt lassen. Die auf Grund
der Planung ggf. erforderliche Behandlung der Bodenbelastung (Vorkehrungen
im weiten, nicht nur technischen Sinne) muss technisch, rechtlich und finanziell
moglich sein. Im Bebauungsplan sind soweit erforderlich die Festsetzungen zu
treffen, die zur Behandlung der Bodenbelastung nach § 9 BauGB zuldssig und ge-
eignet sind.

e Die Gemeinde hat zu prifen, ob der Bebauungsplan vor der Behandlung der Bo-
denbelastung in Kraft gesetzt werden kann oder ob die Behandlung der Boden-
belastung parallel zum Planverfahren durchgefiihrt wird und der Bebauungsplan
erst nach deren Abschluss in Kraft gesetzt werden kann.

e Vor Behandlung der Bodenbelastung kann der Bebauungsplan in Kraft gesetzt
werden, wenn:
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o durch Festsetzungen im Bebauungsplan oder durch sonstige 6ffentlich-
rechtliche Sicherungen (wie der Eintragung von Baulasten oder dem Ab-
schluss 6ffentlich-rechtlicher Vertrage) sichergestellt ist, dass von der Bo-
denbelastung keine Gefahrdungen fiir die vorgesehenen Nutzungen aus-
gehen kénnen, oder wenn

o eine Kennzeichnung ausreichend ist, weil die Durchfiihrung der MaRnah-
men nach den Umstanden des Einzelfalls kiinftigem Verwaltungshandeln
Uberlassen werden kann. Dabei erfordert das Gebot der planerischen
Konfliktbewaltigung, dass die technische und wirtschaftliche Machbar-
keit der erforderlichen Bodenbehandlung hinreichend genau prognosti-
ziert werden kann und dass die rechtliche Umsetzung durch die nachfol-
genden Verwaltungsverfahren (z.B. bauaufsichtliches Verfahren) gesi-
chertist.”

Die Kennziffer IGB_2743 bezeichnet im Kataster zwei Flotationsweiher, einer gelegen in der Gehn-
bachstraRe/Ecke Grubenweg, der andere im Bereich des Sportplatzes westlich der Gehnbach-
stralle. Der Eintrag der Altastverdachtsflachen kam auf Grund der Vornutzung der Flache und des
damit verbundenen Kontaminationspotenzials zustande. Kontaminationen sind auf Grund der
Vornutzung nicht grundsatzlich ausgeschlossen.

Fiir Bereiche mit Bestandsschutz besteht kein Handlungsbedarf und die Stadt St. Ingbert geht da-
von aus, dass hier eine Kennzeichnung der Altlast gem. § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB im Bebauungsplan
ausreichend ist und die Durchfiihrung der Malinahmen kiinftigem Verwaltungshandeln tberlas-
sen werden kann.

5 PLANFESTSETZUNGEN
5.1 ART DER BAULICHEN NUTZUNG
5.1.1 Gewerbegebiet (§ BauNVO)

Festsetzung

siehe Planzeichnung

Zuldssige Arten von Nutzungen

e Gewerbebetriebe aller Art einschlieBlich Anlagen zur Erzeugung von Strom oder Warme
aus solarer Strahlungsenergie oder Windenergie, Lagerhauser, Lagerplatze und 6ffentli-
che Betriebe

e Geschafts-, Biiro-, und Verwaltungsgebaude

e Anlagen fiir sportliche Zwecke

Gemals § 1 Abs. 5 in Verbindung mit § 1 Abs. 9 BauNVO sind Einzelhandelsbetriebe und Verkaufs-
stellen nur zulassig, wenn sie in unmittelbarem baulichen und betrieblichen Zusammenhang mit
Handwerksbetrieben und anderen Gewerbebetrieben stehen und die Geschossflache der Einzel-
handelsnutzung der Gesamtgeschossflache des Bauvorhabens untergeordnet ist (max. 10 % der
Geschossflache), jeweils bis zu einer max. Verkaufsfliche von 500 m2. Von dieser Beschrankung
ausgenommen sind Kraftfahrzeugreparaturwerkstatten zugeordnete Verkaufsstatten fir Kraft-
fahrzeuge.

Ausnahmsweise zuldssige Arten von Nutzungen

e Wohnungen fiir Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie fiir Betriebsinhaber und Be-
triebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegeniiber in Grundflache
und Baumasse untergeordnet sind,
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Nicht zuldssige Arten von Nutzungen

Gem. § 1 Abs. 5 BauNVO werden

e Bordelle, bordellartige Betriebe, sowie sonstige Betriebe und Einrichtungen, bei denen
die Ausilibung sexueller Handlungen betriebliches Wesensmerkmal ist,
e Tankstellen

ausgeschlossen.

Gem. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO wird festgesetzt, dass die gem. § 8 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise
zulassigen Arten von Nutzungen:

e Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke

e Vergnlgungsstatten (inklusive Spiel- und Automatenhallen, Spielkasinos, Spielbanken,
Wettbiros, Tanzlokale / Tanz-Cafés / Nacht- und Tanzbars / Varietés, Striptease und
Table-Dance-Lokale / Swinger-Clubs / Sex-Kinos und Lokale mit Videokabinen zur Vor-
flihrung von Filmdarbietungen mit sexuellem Charakter)

nicht Bestandteil des Bebauungsplanes werden.

Erkléirung / Begriindung

Gemals § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 2 BauNVO werden im Bebauungsplan Bauflachen
nach der besonderen Art ihrer baulichen Nutzung als Baugebiete festgesetzt. Diese werden in den
§§ 2 - 14 BauNVO naher bestimmt, d.h. ihr Gebietscharakter wird definiert und die jeweils allge-
mein oder ausnahmsweise bzw. nicht zuldssigen Nutzungen werden hierin festgelegt. Die allge-
meine Zweckbestimmung des jeweiligen Baugebietes ergibt sich aus den Absatzen 1 der §§2 -9
BauNVO. Die Absatze 2 regeln die zuldssigen Arten von Nutzungen, wahrend die Absatze 3 der §§
2 - 9 BauNVO Aussagen zu den ausnahmsweise zuldssigen Arten von Nutzungen treffen. Nach § 1
Abs. 3 Satz 2 BauNVO werden diese Nutzungsregelungen Inhalt des Bebauungsplanes, soweit
nicht Gber die Absdtze 4 - 9 des § 1 BauNVO konkret etwas anderes fiir den Bebauungsplan be-
stimmt wird.

Gewerbe- und Industriegebiete dienen zur Unterbringung von gewerblichen Betrieben. Planungs-
rechtlich unterscheiden sich die beiden Baugebietsarten nicht durch die GréRe der zuldssigen Be-
triebe, deren Produktionsweise oder andere produktionstechnische Merkmale, sondern vorran-
gig durch das Mal8 an Stérungen, das die Betriebe im jeweiligen Baugebiete verursachen dirfen.
Gewerbegebiete dienen nach ihrer allgemeinen Zweckbestimmung ,nur” vorwiegend der Unter-
bringung von Gewerbebetrieben, wahrend Industriegebiete diesem Zweck ausschlielich dienen.
Damit dienen Gewerbegebiete der Unterbringung von nicht erheblich beldstigenden Gewerbebe-
trieben. Ein Gewerbegebiet ist somit planungsrechtlich der richtige Standort fiir jene Betriebe, die
nach ihren Auswirkungen einerseits noch nicht in ein Industriegebiet gehdren, die aber anderer-
seits aber auch nicht mehr in einem Mischgebiet zugelassen werden kénnen.

Bei dem vorliegenden Bebauungsplan soll aufgrund der hohen Nachfrage nach neuen Gewerbe-
flachen, ein kleiner Bereich im Norden des Plangebietes als Gewerbegebiet ausgewiesen werden.
Durch den Ausschluss von Vergnligungsstatten soll das Vergnligungsstattenkonzept der Stadt um-
gesetzt werden.
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5.1.2 Sonstige Sondergebiete fiir groRflachigen Einzelhandel (§ 11 Abs. 3 BauNVO)

Festsetzung
hier: SO1

Im Sonstigen Sondergebiet SO1 sind Betriebe des Einzelhandels und des groRflachigen Einzelhan-
dels mit nicht-zentrenrelevanten Sortimenten sowie nicht erheblich beldstigende Gewerbebe-
triebe zulassig. Der Umfang von zentrenrelevanten Randsortimenten in diesen Betrieben wird auf
max. 10% der gesamten Verkaufsflache je Betrieb beschrankt.

Zusatzfestsetzung gem. § 1 Abs. 10 BauNVO

Innerhalb des SO1 befindet sich ein baurechtlich genehmigter Betrieb mit zentrenrelevantem Sor-
timent und einer Verkaufsfliche von 2.818 m2. Verkauft werden als Hauptwarengruppen Glas,
Porzellan, Keramik und Haushaltswaren. Der Weiterbetrieb sowie die Erweiterung, Anderung und
Nutzungsanderung sowie Erneuerungen dieser Anlage sind zulassig, sofern die genehmigte Ver-
kaufsflache nicht tGberschritten wird.

hier: SO2

Im Sonstigen Sondergebiet SO2 sind Einkaufszentren mit nicht-zentrenrelevanten Sortimenten
sowie Betriebe des Einzelhandels und des groRflachigen Einzelhandels mit nicht-zentrenrelevan-
ten Sortimenten zuldssig. Der Umfang von zentrenrelevanten Randsortimenten in diesen Betrie-
ben wird auf max. 10% der gesamten Verkaufsflache je Betrieb beschrankt.

Zusatzfestsetzungen gem. § 1 Abs. 10 BauNVO

Innerhalb der Teilflache 1 (TF1) des SO2 befindet sich ein baurechtlich genehmigtes Einkaufszent-
rum mit zentrenrelevantem Sortiment und einer Verkaufsflache von 5.820 m2. Verkauft werden
als Hauptwarengruppen Blumen (Indoor) / Zoo, Nahrungs- und Genussmittel, Bekleidung, Ge-
sundheits- und Korperpflegeartikel, Papier, Biiroartikel, Schreibwaren, Zeitungen, Zeitschriften
und Biicher. Der Weiterbetrieb sowie die Erweiterung, Anderung und Nutzungsidnderung sowie
Erneuerungen dieser Anlage sind zuldssig, sofern die genehmigte Verkaufsflache nicht Gberschrit-
ten wird.

Innerhalb der Teilflache 2 (TF2) des SO2 befindet sich ein baurechtlich genehmigter Betrieb mit
zentrenrelevantem Sortiment und einer Verkaufsfliche von 617 m?2. Verkauft wird als Hauptwa-
rengruppe Bekleidung. Der Weiterbetrieb sowie die Erweiterung, Anderung und Nutzungsinde-
rung sowie Erneuerungen dieser Anlage sind zuldssig, sofern die genehmigte Verkaufsflache nicht
Uberschritten wird.

Innerhalb der Teilflaiche 4 (TF4) des SO2 befindet sich ein baurechtlich genehmigter Betrieb mit
zentrenrelevantem Sortiment und einer Verkaufsfliche von 841 m?2. Verkauft wird als Hauptwa-
rengruppe Bekleidung. Der Weiterbetrieb sowie die Erweiterung, Anderung und Nutzungsinde-
rung sowie Erneuerungen dieser Anlage sind zuldssig, sofern die genehmigte Verkaufsflache nicht
Uberschritten wird.

Innerhalb der Teilflaiche 5 (TF5) des SO2 befindet sich ein baurechtlich genehmigter Betrieb mit
zentrenrelevantem Sortiment und einer Verkaufsflache von 814 m?2. Verkauft wird als Hauptwa-
rengruppe Bekleidung. Der Weiterbetrieb sowie die Erweiterung, Anderung und Nutzungsinde-
rung sowie Erneuerungen dieser Anlage sind zul3ssig, sofern die genehmigte Verkaufsflache nicht
Uberschritten wird.

Innerhalb der Teilflaiche 6 (TF6) des SO2 befindet sich ein baurechtlich genehmigter Betrieb mit
zentrenrelevantem Sortiment und einer Verkaufsflache von 780 m2. Verkauft werden als Haupt-
warengruppe Schuhe und Lederwaren. Der Weiterbetrieb sowie die Erweiterung, Anderung und
Nutzungsanderung sowie Erneuerungen dieser Anlage sind zulassig, sofern die genehmigte Ver-
kaufsflache nicht tGberschritten wird.
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Die Definition der nahversorgungs- und zentrenrelevanten sowie der nicht-zentrenrelevanten
Sortimente erfolgt nach der Sortimentsliste des Einzelhandels- und Zentrenkonzepts der Stadt St.
Ingbert wie folgt:

Zentrenrelevante Sortimente (abschlieBende Aufzahlung)

davon nahversorgungsrelevante Sortimente:

Backwaren / Konditoreiwaren Getranke

Blumen Nahrungs- und Genussmittel

Drogeriewaren / Kérperpflegeartikel Zeitungen / Zeitschriften

Fleischwaren

Apothekenwaren (pharmazeutische Artikel) Kosmetik- / Parfumerieartikel

Bekleidung, Wasche Lederwaren / Taschen / Koffer / Regenschirme
Bucher Medizinische und orthopadische Artikel®
Buromaschinen Musikinstrumente und Zubehdr

Elektroklein- und -groRgerate Papier, Biroartikel, Schreibwaren

Elektronik und Multimedia Schuhe

Erotikartikel Spielwaren

Glaswaren / Porzellan / Keramik, Sportartikel / -kleingeréate

Haushaltswaren Sportbekleidung

Handarbeitswaren / Kurzwaren / Meterware / Sportschuhe

Wolle Uhren / Schmuck

Heimtextilien, Gardinen / Dekostoffe Wohndekorationsartikel, Kunstgegenstéande und
Hobbyartikel” Bilderrahmen

‘dazu gehéren u. a.: Bild und Tontrager, Computer und Zubehér, ikel, Te tion und Zubehér, L und Zubehér

2dazu gehéren u. a.: K ! it ken und -miinzen

sdazu gehoren u. a.: Horgeréite, Optik / Augenoptik, Sanitatsartikel

Nicht-zentrenrelevante Sortimente (nicht abschlieBende Aufzéhlung)

Angler- und Jagdartikel, Waffen' Lampen/ Leuchten / Leuchtmittel

Bettwaren, Matratzen Mébel (inkl. Kiichen)

Bauelemente, Baustoffe, Holz Pflanzen / Samen

baumarktspezifisches Sortiment? Reitsportartikel’

Campingartikel’ SportgroRgerate

Fahrrader und technisches Zubehor Teppiche (Einzelware)

Gartenartikel / -geréte Topfpflanzen / Blumentdpfe und Vasen (Indoor)
Kfz-, Caravan- und Motorradzubehér (inkl. Zoologische Artikel (inkl. Heim- und
Kindersitze) Kleintierfutter), lebende Tiere

Kinderwagen

ohne Bekleidung und Schuhe
2dazu gehéren u. a.: Bodenbelage, Eisenwaren und Beschlage, Elektroinstallationsmaterial, Farben / Lacke, Fliesen, Heizungs- und Klimagerate, Kamine / Kachelsfen,
Rollladen / Markisen, Sanitérartikel, Tapeten, Installationsmaterial, Maschinen / Werkzeuge

In den Sonstigen Sondergebieten SO1 und SO2 sind dariiber hinaus zuladssig:

1. Lagerrdume, Funktions- und Nebenraume, Verwaltungsrdume, Aufenthalts-/ Sozialrdume
fir Personal

Nebenanlagen

Stellplatze

Einkaufswagenboxen

Backereifiliale/ Backshop / Backvorbereitung
Werbeanlagen

Abfallpresse, Wertstoff- und Abfallbehalter

alle sonstigen fiir den ordnungsgemaRen Betrieb erforderlichen Einrichtungen

L e N o U A~ W N

Ladestationen fiur Elektromobile
10. mobile Verkaufsstande
11. Fahrradstellplatze

12. Anlagen zur Energieversorgung
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Erkléirung / Begriindung

Sondergebiete sind stets dann in einem Bebauungsplan festzusetzen, wenn sich ein solches Ge-
biet von den ,,tiblichen” Baugebieten nach § 2 bis 9 der BauNVO unterscheidet. Die BauNVO kennt
nur zwei Kategorien von Sondergebieten, solche die der Erholung dienen (§ 10 BauNVO) und sons-
tige Sondergebiete (§ 11 BauNVO). Der § 11 BauNVO fiihrt entsprechende sonstige Sondergebiete
beispielhaft auf. Genannt werden hierbei ausdriicklich auch Einkaufszentren und groRflachigen
Einzelhandel.

In § 11 Abs. 3 fihrt die BauNVO weiter aus:
,Einkaufszentren,

groffldchige Einzelhandelsbetriebe, die sich nach Art, Lage oder Umfang auf die Verwirklichung
der Ziele der Raumordnung und Landesplanung oder auf die stddtebauliche Entwicklung und Ord-
nung nicht nur unwesentlich auswirken kénnen,

sonstige grofSfidichige Handelsbetriebe, die im Hinblick auf den Verkauf an letzte Verbraucher und
auf die Auswirkungen den in Nummer 2 bezeichneten Einzelhandelsbetrieben vergleichbar sind,

sind aufler in Kerngebieten nur in fiir sie festgesetzten Sondergebieten zuldssig.”

Nach der Rechtsprechung ist fiir die Beurteilung der GroRflachigkeit nicht das Verhéltnis des an-
gebotenen Warensortimentes zum Platzbedarf maRgebend, sondern eine absolute Geschossfla-
che von 1.200 gm. Dies entspricht einer Verkaufsflache von ca. 800 gm.

Unter Verkaufsflache versteht man die Flache, die dem Verkauf dient, einschlieRlich der Gange
und Treppen in den Verkaufsrdumen, Standflachen, Kassenzonen und Auslageflachen, soweit sie
dem Kunden zugéanglich sind.

Am Standort im Grubenweg besteht bereits eine Einzelhandelsagglomeration mit einer Gesamt-
verkaufsfliche von 15.883 m2. Es handelt sich aktuell um folgende Betriebe:

Verkaufsflach
Betriebsname Hauptwarengruppe (:‘:) SHISHECHS
Fischer's Lagerhaus Grubenweg 1a  Maobel 715
St. Christophorus Warenkorb Grubenweg 1b | Mdbel 745
Autoteile Harzer & Weydmann  Grubenweg1l | Baumarktsortimente 45
Jysk Grubenweg 2a | Wohneinrichtung 710
alldrink Grubenweg 2b | Nahrungs- und Genussmittel 345

Glas / Porzellan / Keramik /

Thomas Philipps Grubenweg 3 Haushaltswaren 2.818
Blume 2000 Grubenweg 7 | Blumen (Indoor) / Zoo 60
Biebelhausener Miihle Grubenweg 7 Nahrungs- und Genussmittel |24

ARGUS CONCEPT Gesellschaft fiir Lebensraumentwicklung mbH
Seite 17

27 von 59 in Zusamenstell ung



BEBAUUNGSPLAN NR. 523.00
,GRUBENWEG*

Papier / Biroartikel /
Tabak & Co Grubenweg 7  Schreibwaren / Zeitungen / 42

Zeitschriften / Biicher
Leerstand Grubenweg 7 Leerstand 800
Metzgerei Schroder Grubenweg 7 Nahrungs- und Genussmittel 25
ernsting's family Grubenweg 7 | Bekleidung 178
Saar Apotheke Grubenweg 7 | Gesundheit und Kérperpflege 65
Kaufland Grubenweg 7 Nahrungs- und Genussmittel |5.426
Leerstand Grubenweg 7 Leerstand 818
Oreon Feinkost Grubenweg 7 Nahrungs- und Genussmittel 15
Kik Grubenweg 7 Bekleidung 814
Takko Grubenweg 7 Bekleidung 617
Tedi Grubenweg 7 Bekleidung 841
H&D shoes and more Grubenweg 15 | Schuhe / Lederwaren 780

Wie bereits oben beschrieben, wurde der Standort am Grubenweg im Einzelhandelskonzept der
Stadt St. Ingbert im Jahre 2009 als geeigneter Standort fir grof3flachigen Einzelhandel und Ver-
sorgungsschwerpunkt ausgewiesen. Kiinftig soll der Standort als erganzender Einzelhandelsstand-
ort mit nicht-zentrenrelevanten Sortimenten weitergefiihrt werden. Dies dient der Starkung der
zentralen Versorgungsbereiche , Innenstadt” und der ,,Rohrbach” die aufgrund aktueller Entwick-
lungen als Einzelhandelsstandorte fokussiert werden sollen. Dennoch soll den Bestandsbetrieben
die Moglichkeit gegeben werden am Standort in aktueller Dimension weitergefiihrt werden zu
kénnen.

Zur Umsetzung dieser Ziele soll daher der vorliegende Bebauungsplan aufgestellt werden, in dem
das Gebiet in den Bereichen der bestehenden Einzelhandelsbetriebe als Sonstige Sondergebiete
fiir groRflachigen Einzelhandel festgesetzt werden.

Das Plangebiet wird hierbei in die zwei Sondergebiete SO1 und SO2 aufgeteilt, da aufgrund der
Topographie unterschiedliche Festsetzungen zum Hohenbezug getroffen werden missen.

Das Sondergebiet SO2 wird zudem in mehrere Teilflachen aufgeteilt.

,In einem sonstigen Sondergebiet nach § 11 BauNVO ist eine Festsetzung zuldssig, die neben grofs-
fldchigen Einzelhandelsbetrieben auch kleinfldchige Einzelhandelsbetriebe bzw. eine Agglomera-
tion derartiger Betriebe zum Gegenstand einer Sondergebietsfestsetzung macht. Eine Steuerung
der Ansiedlung von Einzelhandelsbetrieben im Plangebiet kann durch die Festsetzung von Ver-
kaufsflichen erreicht werden. Allerdings sind baugebietsbezogene Verkaufsfldchenbeschrénkun-
gen unzuldssig; Sortimente und Verkaufsflichen kénnen jeweils lediglich betriebsbezogen festge-
setzt werden. Die Festsetzungen mlissen sich also dann auf den einzelnen Betrieb beziehen und
nicht auf das Baugebiet. Eine Festsetzung, die eine Beschréinkung der Zahl zuléissiger Vorhaben in
einem sonstigen Sondergebiet enthdilt, ist allenfalls dann méglich, wenn in dem Baugebiet auf-
grund anderer Festsetzungen (insbesondere zum Maf der baulichen Nutzung oder zur (iberbauba-
ren Grundstiicksfléiche) der entsprechende Anlagentyp nur ohnehin nur einmal realisiert werden
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kénnte.” (Stellungnahme zum Bebauungsplan Nr. 523.00 ,Grubenweg” in St. Ingbert Mitte, Prof.
Dr. Kréninger, Raprager Rechtsanwilte, 23.11.2023)

Das Sondergebiet SO2 wird daher entsprechend der bestehenden Betriebe in mehrere Teilflachen
aufgeteilt, dass nur jeweils ein Betrieb mit betriebsbezogen festgesetzter Verkaufsflache zulassig
ist. Dies dient auch dem Ausschluss eines ,unzuldssigen , Windhundrennens” zwischen den
Grundstiickseigentiimern im Plangebiet.

Zusatzlich soll den Bestandsbetrieben eine geringfligige Erweiterungs- bzw. Umbaumoglichkeit
zugebilligt werden, die Gber den reinen Bestandschutz hinaus geht.

,Nach § 1 Abs. 10 BauNVO kann im Bebauungsplan némlich festgesetzt werden, dass Erweiterun-
gen, Anderungen, Nutzungsénderungen und Erneuerungen der Anlagen allgemein zuldssig sind
oder ausnahmsweise zugelassen werden kénnen, wenn durch die Festsetzung in einem Bebau-
ungsplan die vorhandene bauliche Nutzung unzuléissig wird. § 1 Abs. 10 BauNVO ist zwar bei der
Festsetzung eines Sondergebiets nach § 11 BauNVO nicht anwendbar, worauf bereits hingewiesen
wurde. Ungeachtet dessen ist in der hochstrichterlichen Rechtsprechung anerkannt, dass nach § 1
Abs. 10 BauNVO entsprechende Festsetzungen auch in einem Sondergebiet getroffen werden kén-
nen.” (Stellungnahme zum Bebauungsplan Nr. 523.00 ,,Grubenweg” in St. Ingbert Mitte, Prof. Dr.
Kroninger, Raprager Rechtsanwalte, 23.11.2023).

Zur Gewabhrleistung der Raumvertraglichkeit und Anpassung der Ziele der Raumordnung gemaR §
1 Abs. 4 BauGB legt der Bebauungsplan zudem die zuldssigen Sortimente fir die einzelnen Sorti-
mente fest.

Zusatzlich werden im Nutzungskatalog des Sondergebietes noch die weiteren fiir die Funktionsfa-
higkeit der Markte erforderlichen Nebenanlagen (wie z.B. Stellpldtze und Werbeanlagen) zugelas-
sen.

5.2 MASS DER BAULICHEN NUTZUNG

Das Mal’ der baulichen Nutzung ist ein die stadtebauliche Entwicklung entscheidend pragendes
Element. So bestimmen Hohe, Dichte und Art der Bebauung das duBere Erscheinungsbild und ha-
ben gleichzeitig auch Auswirkungen auf den Flachenverbrauch. Die Nutzungsschablone enthalt
die Werte Uber das MaR der baulichen Nutzung und gilt fiir die zusammenhangend dargestellten
Uberbaubaren Flachen. Zum Mal der baulichen Nutzung werden folgende Festsetzungen getrof-
fen:

5.2.1 Hohe baulicher Anlagen (§ 18 Abs. 1 BauNVO)

siehe Nutzungsschablone

Im Gewerbegebiet und in den Sonstigen Sondergebieten wird eine Hohe baulicher Anlagen fest-
gesetzt von:

GH=10m

Von der Hohenbegrenzung ausgenommen sind alle nachgeordneten Anlagen, Betriebsvorrichtun-
gen und technischen Aufbauten, die zur Aufrechterhaltung der Nutzungen erforderlich sind.

Fiir das Sondergebiet SO1 werden folgende Bezugspunkte festgelegt:

Die Gebdudehohe wird ermittelt Giber den Abstand zwischen dem hdchsten Gebdudepunkt (Ober-
kante Gebdude) und der Oberkante der Stralenachse des Grubenweges, gemessen in der jewei-
ligen Wandmitte, senkrecht zur Strale.

Fiir das Sondergebiet SO2 und das Gewerbegebiet werden folgende Bezugspunkte festgelegt:
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Die Gebaudehohe wird ermittelt Giber den Abstand zwischen dem hdchsten Gebdudepunkt (Ober-
kante Gebadude) und der Oberkante der StraBenachse der GehnbachstralRe, gemessen in der je-
weiligen Wandmitte, senkrecht zur Strale.

5.2.2 Grundflachenzahl (§ 19 Abs. 1 BauNVO)

Festsetzung

siehe Nutzungsschablone

Die maximal zuldssige Grundflachenzahl wird im Gewerbegebiet und in den Sonstigen Sonderge-
bieten auf 0,8 festgesetzt.

Bei der Ermittlung der Grundflache sind die Grundflachen von:
e Garagen und Stellplatzen mit ihren Zufahrten,
e Nebenanlagen im Sinne des § 14,

e bauliche Anlagen unterhalb der Gelandeoberflache, durch die das Baugrundstiick ledig-
lich unterbaut wird,

mitzurechnen.

Gem. § 19 Abs. 4 Satz 4 BauNVO wird festgesetzt, dass innerhalb des Gewerbegebietes und der
Sonstigen Sondergebiete eine Uberschreitung der zuldssigen Grundfliche durch die Grundflachen
der oben genannten Anlagen bis zu einem Wert von 0,9 zulassig ist.

Erkléirung / Begriindung

Die Grundflachenzahl gibt an, wieviel Quadratmeter Uberbaute Grundflache je Quadratmeter
Grundsticksflache zuldssig sind. Die zuldssige Grundflache ist der Anteil des Baugrundstiicks, der
von baulichen Anlagen iberdeckt werden darf und dient daher der Einhaltung der Mindestfreifla-
che auf den Baugrundsticken.

Im Planungsgebiet wird entsprechend der Orientierungswerte des § 17 Abs. 1 BauNVO IM Gewer-
begebiet und in den Sonstigen Sondergebieten eine GRZ von 0,8 festgesetzt.

Im vorliegenden Fall wird allerdings eine Uberschreitung bis zu 0,9 durch die in § 19 Abs. 4
BauNVO genannten Anlagen (Garagen, Stellplatzen und ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne
des § 14 BauNVO, bauliche Anlagen unterhalb der Geldndeoberflache) festgesetzt und damit ein
Wert, der Uber der o.g. tblichen Obergrenze von 0,8 liegt. Gem. § 19 Abs. 4 BauNVO kann von
dieser Obergrenze abgesehen werden, wenn diese Uberschreitung nur geringfiigige Auswirkun-
gen auf die natirlichen Funktionen des Bodens hat und die Einhaltung der Obergrenze zu einer
wesentlichen Erschwerung der zweckentsprechenden Grundstilicksausnutzung fiihrt.

Beide Ausnahmegriinde kénnen aus folgenden Griinden bejaht werden:

e Weite Teile des Plangebietes sind derzeit bereits vollstandig versiegelt. Es gibt bis auf we-
nige Restgrinflachen keinerlei unversiegelte Bereiche. Bei den Restgriinflachen handelt
es sich um kleinere, stark anthropogen (iberformte Bereiche.

e Es stehen keine natiirlichen Béden mehr an, die auch entsprechende Bodenfunktionen
Ubernehmen kénnen.

e Die rdumliche Situation der Grundstiicke erlaubt nur bei einer Uberschreitung der GRZ bis
0,9 eine zweckentsprechende Grundstiicksausnutzung.
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5.3 BAUWEISE (§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB, § 22 BAUNVO)
Festsetzung

Im Plangebiet wird eine abweichende Bauweise entsprechend § 22 Abs. 4 BauNVO festgesetzt.
Gebaudeldangen tiber 50 m sind zulassig.

Erkléirung / Begriindung

Mit der Bauweise wird festgelegt, wie bauliche Anlagen auf den Grundstiicksflachen anzuordnen
sind. Die BauNVO unterscheidet dabei folgende Bauweisen:

o offene Bauweise: Gebdaude mit einer Lange bis 50 m sind mit Grenzabstand zu errichten
e geschlossene Bauweise: Gebdude werden ohne seitlichen Grenzabstand errichtet
e abweichende Bauweise: Bauweise ist weder als offen noch als geschlossen zu bezeichnen

Innerhalb des Plangebietes gibt es bereits Gebaudestrukturen, die eine Gebdudeldnge von 50 m
Uberschreiten. Da kiinftig weiterhin Betriebe zuldssig sein sollen, die eine entsprechende Gebau-
dedimension bendtigen, wird eine abweichende Bauweise festgesetzt.

5.4 UBERBAUBARE GRUNDSTUCKSFLACHEN (§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 23 BAUNVO)
Festsetzung

siehe Planzeichnung

Gem. § 23 Abs. 3 BauNVO werden die tGiberbaubaren Grundstiicksflachen im vorliegenden Bebau-
ungsplan durch die Festsetzung von Baugrenzen bestimmt.

Erkldrung / Begriindung

Mit der Festsetzung der Uberbaubaren Grundstiicksflache werden die bebaubaren Bereiche des
Grundstiicks definiert, die bis zu dem festgesetzten MaR der baulichen Nutzung bebaut werden
dirfen. Die Festsetzung einer Baugrenze bedeutet gem. der Definition gem. § 23 Abs. 3 BauNVO:

”Ist eine Baugrenze festgesetzt, so diirfen Gebdude und Gebdudeteile diese nicht (iberschreiten.
Ein Vortreten von Gebdudeteilen in geringfiligigem Ausmaf3 kann zugelassen werden.”

Die Baugrenzen orientieren sich an den bestehenden Gebadudestrukturen. Zudem sollen kleinrau-
mige Erweiterungen sowie die Errichtung eines zusatzlichen Gewerbebetriebes zulassig sein.

5.5 VERKEHR

5.5.1 Verkehrliche Konzeption
Verkehrsanbindung des Plangebietes

Das Plangebiet liegt, wie beschrieben, am Grubenweg. Dieser stellt Gber die KohlenstraBe und die
Blieskasteler Stralle die Anbindung an die Autobahn A6 sowie an das (ibrige Stadtgebiet von St.
Ingbert sicher.

Somit ist das Plangebiet gut an das 6rtliche und tiberortliche StraRennetz angeschlossen.
Ruhender Verkehr

Fiir den ruhenden Verkehr sind innerhalb des Plangebietes aufgrund der Vornutzung bereits Stell-
platze vorhanden.
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OPNV

Auch fir die nichtmotorisierten Mitarbeiter und Kunden ist das Planungsgebiet hervorragend an-
gebunden. Unmittelbar angrenzend an das Plangebiet befindet sich im Grubenweg die Bushalte-
stelle ,KarlstralRe”.

Der Bahnhof St. Ingbert befindet sich in einer Entfernung von etwa 700 m zum Plangebiet.
FuBlaufige Anbindung

Das Planungsgebiet ist darliber hinaus Uber die strafenbegleitenden Fulwege des Grubenwegs
und der Gehnbachstralle sehr gut fulllaufig zu erreichen.

5.5.2 Festsetzungen zur Umsetzung der Verkehrskonzeption

Fiir den Themenbereich Verkehr trifft der Vorhabenbezogene Bebauungsplan folgende Festset-
zungen:

Flachen fiir Nebenanlagen, Stellpldtze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)
siehe Planzeichnung

Gem. § 12 Abs. 6 BauNVO wird festgesetzt, dass Stellplatze, Garagen und Carports im gesamten
Plangebiet innerhalb der Gberbaubaren Flachen sowie den hierfir festgesetzten Flachen zulassig
sind.

Verkehrsflichen und Verkehrsflachen besonderer Zweckbestimmung (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)
siehe Planzeichnung
hier: Wirtschaftsweg

hier: Ein- und Ausfahrtsbereiche zum Grubenweg und zur GehnbachstraRe
5.6 VER- UND ENTSORGUNG

5.6.1 Allgemeine Konzeption

Alle fur das Plangebiet notwendigen Anschliisse an Ver- und Entsorgungseinrichtungen (Strom,
Abwasser, Telekommunikation) bereits vorhanden.

5.6.2 Wasser-, Strom- und Gasversorgung

Die Wasser-, Strom- und Gasversorgung im Planungsgebiet erfolgt durch die Stadtwerke St. Ing-
bert.

5.6.3 Abfall- und Abwasserentsorgung

Trager der Abwasserentsorgung ist der Abwasserbetrieb (EBA) der Stadt St. Ingbert. Auch hier ist
der Anschluss bereits vorhanden.

5.6.4 Festsetzungen zur Ver- und Entsorgung

Fiir den Bereich der Ver- und Entsorgung trifft der Vorhabenbezogene Bebauungsplan folgende
Festsetzungen:

Versorgungsflachen (§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB)
siehe Planzeichnung

hier: Stationsflache fir Transformatorenstation der Stadtwerke St. Ingbert GmbH

ARGUS CONCEPT Gesellschaft fiir Lebensraumentwicklung mbH
Seite 22

32 von 59 in Zusamenstell ung



MITTELSTADT ST. INGBERT
BEGRUNDUNG ENTWURF

Flachen fiir Nebenanlagen, Stellplatze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 12 BauNVO)

Anlagen zur Energieerzeugung sind i.V.m. § 14 Abs. 2 BauNVO im gesamten Plangebiet zuldssig

5.7 GEBIETE IN DENEN BEI DER ERRICHTUNG VON GEBAUDEN ODER BESTIMMTEN SONS-
TIGEN BAULICHEN ANLAGEN BESTIMMTE BAULICHE UND SONSTIGE TECHNISCHE
MARNAHMEN FUR DIE ERZEUGUNG, NUTZUNG ODER SPEICHERUNG VON STROM,
WARME ODER KALTE AUS ERNEUERBAREN ENERGIEN ODER KRAFT-WARME-KOPP-
LUNG GETROFFEN WERDEN MUSSEN (§ 9 ABS. 1 NR. 23 B)

Festsetzung

Die Gesamtflache von Flachdachern und flach geneigten Dachern von Neubauten, die einen Nei-
gungswinkel von bis zu 10 Grad aufweisen ist bilanziell zu mindestens 50% mit Anlagen zur solaren
Energiegewinnung in aufgestanderter Form, oberhalb der Dachbegriinung zu versehen.

Dariiber hinaus ist auf Stellplatzanlagen ab 50 Stellplatzen Gber den fiir eine Solarnutzung geeig-
neten Stellplatzen eine Photovoltaikanlage zu installieren. Die Mindestflache der Photovoltaikan-
lage betragt 60 v.H. der fir eine Solarnutzung geeigneten Flache der Stellplatze.

Erkldrung / Begriindung

Die Nutzung von regenerativen Energien ist ausdriicklich erwiinscht und wird entsprechend als
nachhaltiger Beitrag zu Klima- und Umweltschutz, fir Neubauten verpflichtend, festgesetzt.

Dariiber hinaus ist zum Beitrag fiir den Klimaschutz auf Stellplatzanlagen ab 50 Stellplatzen Gber
den flr eine Solarnutzung geeigneten Stellplatzen eine Photovoltaikanlage zu installieren.

5.8 GRUN- UND LANDSCHAFTSPLANUNG

5.8.1 Flachen fiir das Anpflanzen von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9
Abs.1 Nr. 25a BauGB)

Festsetzung

P1: Nicht Giberbaute Grundstiicksflachen

Alle nicht Uberbauten Grundstiicksflaichen im Plangebiet, die nicht fir Zufahrten, Umfahrten,
Stellplatze oder Nebenanlagen bendétigt werden, sind gartnerisch anzulegen und dauerhaft zu
pflegen.

P2: Stellplatzbegriinung

Im Bereich von Stellpldatzen im Plangebiet ist je 8 Stellplatze mindestens ein standortgerechter
GroBbaum (16 c¢cm Stammumfangin 1 m Hohe gemessen) zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten.
Pro Baumstandort ist nach MaRgabe der DIN 18 916 eine offene Flache von mindestens 6 m? und
16 m? Grundflache des durchwurzelbaren Raumes mit einer Tiefe von mindestens 80 cm vorzu-
halten. Zur optimalen Entfaltung der Funktionalitdt der Gehdlzstrukturen sind zur Anpflanzung
nur standortgerechte Arten zu verwenden.

P3: Erhalt von Gehodlzen

Innerhalb der mit P3 gekennzeichneten Flachen sind die vorhandenen Geholze zu erhalten und
langfristig zu sichern. Rodungs- und RiickschnittmalRnahmen zur Gewahrleistung der Verkehrssi-
cherungspflicht sind  zulassig.

P4: Erhalt von Wiesenfldchen

Die mit P4 gekennzeichneten Flachen sind als Wiese zu erhalten.
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Fir alle PflanzmaRnahmen sind die DIN 18916 sowie die DIN 18920 und die FLL-Empfehlungen fir
Baumpflanzungen entsprechend zu beachten und es sind gebietsheimische Gehdlze mit der regi-
onalen Herkunft ,Westdeutsches Bergland und Oberrheingraben” (Region 4) nach dem ,, Leitfa-
den zur Verwendung gebietseigener Geholze” (BMU, Januar 2012) zu verwenden. Die folgende
Artenliste stellt daher lediglich eine beispielhafte Auswahl der zu pflanzenden Gehdlze dar:

Pflanzliste Laubbaumhochstamme
Berg-Ahorn (Acer pseudoplatanus)
Bergulme (Ulmus glabra)
Bruch-Weide (Salix fragilis)

Esche (Fraxinus excelsior)
Feld-Ahorn (Acer campestre)
Feld-Ulme (Ulmus minor)
Hainbuche (Carpinus betulus)
Schwarz-Erle (Alnus glutinosa)
Silber-Weide (Salix alba)
Sommer-Linde (Tilia platyphyllos)
Spitz-Ahorn (Acer planaoides)
Stiel-Eiche (Quercus robur)
Vogel-Kirsche (Prunus avium)

Pflanzliste Strdaucher

Bruch-Weide (Salix fragilis)

Echter Faulbaum (Rhamnus frangula)
Eingriffliger WeiBdorn (Crataegus monogyna)
Gemeiner Schneeball (Viburnum opulus)
Hasel (Corylus avellana)

Hundsrose (Rosa canina)

Korbweide (Salix viminalis)

Kratzbeere (Rubus caesius)

Roter Hartriegel (Cornus sanguinea)
Sal-Weide (Salix caprea)

Schlehe (Prunus spinosa)

Schwarzer Holunder (Sambucus nigra)
Silberweide (Salix alba)

Traubenkirsche (Prunus padus)

Zweigriffliger WeiRdorn (Crataegus laevigata)

Pflanzqualitat

Zur schnelleren Wirksamkeit der Anpflanzungen im Sinne einer besseren Einbindung des Pla-
nungsraumes ins Landschaftsbild werden folgende Mindest-Qualitatsstandards an die Pflanzun-
gen gestellt. Die Pflanzqualitat hat daher den Mindeststandards der FLL (Forschungsgesellschaft
Landschaftsentwicklung, Landschaftsbau e.V., Bonn) zu entsprechen:

- Hochstamme: 3xv., StU 12-14 cm
- Heister: 2xv, ab 100 m
- Straucher: 2 Tr; ab 60 cm

Erfolgte Anpflanzungen unterliegen der Bindung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB.
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Erkléirung / Begriindung

Die Eingriinung des Plangebiets durch verschiedene Gehdlzstrukturen bzw. der Erhalt der vorhan-
denen Grinflachen ist eine der wichtigsten griinordnerischen und landschaftsékologischen MaR-
nahmen zur Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes und flr den naturschutzfachlichen Aus-
gleich.

Durch die Eingriinung des Plangebietes innerhalb der Flachen nach § 9 Abs. 1 Nr. 25a und b BauGB
werden die nicht (iberbaubaren Flachen 6kologisch aufgewertet. Diese Geholze kénnen fir sto-
rungsunempfindliche Tiere als Lebensraum genutzt werden.

Durch den Erhalt der vorhandenen Begriinung im Umfeld der Betriebe bleibt hier die 6kologische
Funktion sowie ein Riickzugs- und Lebensraum storungsunempfindlicher Tierarten erhalten.

Alle Geholzstrukturen im Plangebiet tragen zur Ausfilterung von Luftschadstoffen sowie zur Ver-
besserung des Mikroklimas durch Windschutz, Erh6hung der Luftfeuchtigkeit und Herabsetzung
sommerlicher Temperaturen um mehrere Grad Celsius durch Beschattung und Transpirationskiih-
lung bei.

Flir sémtliche PflanzmalRnahmen wird festgesetzt, dass heimische, standortgerechte Geholze zu
verwenden sind. Diese stehen in enger Wechselbeziehung zu den hier natiirlicherweise vorkom-
menden Tierarten. Durch die Pflanzqualitaten werden Mindeststandards fiir die anzupflanzenden
Geholze vorgegeben, um die beabsichtigten Wirkungen schnellstmdglich zu erzielen.

5.9 RAUMLICHER GELTUNGSBEREICH (§ 9 ABS.7 BAUGB)

Die genauen Grenzen des raumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans sind der Planzeich-
nung zu entnehmen.

5.10 KENNZEICHNUNG (§ 9 ABS. 5 NR. 3 BAUGB)

Kennzeichnungen sind keine rechtsverbindlichen Festsetzungen, sondern Hinweise auf Besonder-
heiten (insbesondere der Baugrundverhaltnisse), deren Kenntnis fiir das Versténdnis des Bebau-
ungsplans und seiner Festsetzungen wie auch fiir die Vorbereitung und Genehmigung von Vorha-
ben notwendig ist. Bauherren und Baugenehmigungsbehdrden sollen friihzeitig auf Probleme hin-
gewiesen werden, die im Rahmen der konkreten Vorhabenplanung zu beriicksichtigen sind. Dar-
Uber hinaus haben Kennzeichnungen eine Warnfunktion, da auf potenziell gefahrdende Einwir-
kungen hingewiesen wird.

5.10.1 Flichen, deren Béden erheblich mit umweltgefahrdeten Stoffen belastet sind

Teile des Plangebietes liegen innerhalb der Altlastverdachtsflache (Altablagerung) mit der Be-
zeichnung IGB_2734.
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Abbildung 22: Altlastverdachtsflache (Altablagerung) mit der Bezeichnung IGB_2734
(Quelle: Landesamt fiir Umwelt und Arbeitsschutz)

Aufgabe der Kennzeichnung ist es, fir die dem Bebauungsplan nachfolgenden Verfahren (z. B.
Baugenehmigungsverfahren, Genehmigungsverfahren nach dem Bundes-Immissionsschutzge-
setz) auf mogliche Gefahrdungen und die erforderliche Berticksichtigung von Bodenbelastungen
hinzuweisen ("Warnfunktion").

511 HINWEISE

5.11.1 Denkmalschutz

Die Vorschriften des Saarlandischen Denkmalschutzes sind zu beachten und einzuhalten.

5.11.2 Baumpflanzungen

Das Merkblatt Gber Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen der For-
schungsgesellschaft fir StraBen- und Verkehrswesen ist bei den Baumpflanzungen zu beachten.
Bei der Ausfiihrung der Erdarbeiten oder BaumaRnahmen miissen die Richtlinien der DIN 18920
“Schutz von Baumen, Pflanzbestianden und Vegetationsflichen bei BaumaRnahmen” beachtet
werden. Weiterhin ist das DVGW-Regelwerk GW 125 “Baumpflanzungen im Bereich unterirdi-
scher Versorgungsanlagen” bei der Planung zu beachten, um Schaden an Versorgungsleitungen
auszuschlieflen.

5.11.3 Einhaltung der Grenzabstande

Bei der Anpflanzung von Baumen und Strauchern entlang von Grundstiicksgrenzen sind die Grenz-
abstande gemaR dem Saarlandischen Nachbarrechtsgesetz zu beachten.

5.11.4 Rodungs- und Riickschnittarbeiten

Entsprechend § 39 Abs. 5 BNatSchG sind erforderliche Rodungs- und Riickschnittarbeiten im Zeit-
raum zwischen dem 01. Oktober und dem 28. Februar des Folgejahres durchzufihren.
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6 AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG / ABWAGUNG

Fiir jede stadtebauliche Planung ist das Abwagungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB von besonderer
Bedeutung. Danach muss die Mittelstadt St. Ingbert als Planungstrager bei der Aufstellung des
Bebauungsplanes 523.00 ,,Grubenweg” die 6ffentlichen und privaten Belange gegeneinander und
untereinander gerecht abwagen. Die Abwagung ist die eigentliche Planungsentscheidung. Hier
setzt die Mittelstadt St. Ingbert ihr stadtebauliches Konzept um und entscheidet sich fiir die Be-
ricksichtigung bestimmter Interessen und die Zurlickstellung der dieser Losung entgegenstehen-
den Belange.

Die Durchfihrung der Abwagung impliziert eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus folgenden
vier Arbeitsschritten besteht:

e Sammlung des Abwagungsmaterials (siehe “Auswirkungen der Planung”)
e Gewichtung der Belange (siehe “Gewichtung des Abwagungsmaterials”)
e Ausgleich der betroffenen Belange (siehe “Fazit“)

e Abwagungsergebnis (siehe “Fazit”).

Hinsichtlich der stadtebaulichen Ordnung und Entwicklung bzw. der natiirlichen Lebensgrundla-
gen (im Sinne des § 1 Abs. 5 BauGB) sind insbesondere folgende mogliche Auswirkungen beachtet
und in den Bebauungsplan 523.00 ,,Grubenweg” eingestellt.

6.1 AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG

6.1.1 Auswirkungen auf die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsver-
héltnisse und die Sicherung der Wohn- und Arbeitsbevolkerung

Wichtigste Grundvoraussetzung fiir ein gesundes Wohnen ist die notwendige Wohnruhe. Daher
ist es eine wesentliche Aufgabe und Zielsetzung der Bauleitplanung, diese Wohnruhe durch pla-
nerische Konfliktbewaltigung zu erreichen bzw. herzustellen.

Im vorliegenden Fall ist das Ziel der Festsetzungen des Bebauungsplans die Gewahrleistung einer
geordneten stadtebaulichen Entwicklung im Bereich des Grubenweges. Die Festsetzungen von
Sondergebieten und einem Gewerbegebiet orientiert sich hierbei am Charakter der bereits vor-
handenen Nutzungen.

Durch die bisherigen Nutzungen bestehen bereits entsprechende Larmemissionen (Verkehr auf
den Stellplatzen, Anlieferverkehr).

Mit dem vorliegenden Bebauungsplan sollen die planungsrechtlichen Grundlagen geschaffen wer-
den, Einzelhandelssortimente zu steuern, um zentrale Versorgungsbereiche zu sichern. Die beste-
henden Betriebe geniellen Bestandschutz. Eine erhebliche Lirmerhéhung wird somit nicht erwar-
tet.

6.1.2 Auswirkungen auf die Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und der Um-
bau vorhandener Ortsteile sowie die Erhaltung und Entwicklung zentraler Versorgungs-
bereiche

Negative Auswirkungen auf das Ortsbild werden nicht erbracht, da sich am Orts- und Stadtbild
des Plangebietes durch den Bebauungsplan nichts grundlegend dndern wird. Das StraRen- und
Ortsbild kann erhalten bleiben.

Zudem werden Festsetzungen zur Verhinderung der durch die Auswirkung der meisten Vergni-
gungsstatten bewirkten Gestaltungsmangel im direkten Umfeld des Gewerbegebietes getroffen.
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Der zentrale Versorgungsbereich der Mittelstadt St. Ingbert wird durch das Vorhaben nicht beein-
trachtigt. Vielmehr dient der Bebauungsplan einer Starkung der zentralen Versorgungsbereiche,
durch Steuerung eines Erganzungsstandortes.

6.1.3 Auswirkungen auf die Belange des Umweltschutzes einschlieBlich des Naturschutzes
und der Landschaftspflege

Gemald den Regelungen des § 13 a BauGB gelten fiir das beschleunigte Verfahren zur Aufstellung
von Bebauungsplanen sinngemald die Vorschriften des § 13 BauGB. Nach § 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB
wird im vereinfachten Verfahren ,,... von der Umweltpriifung nach § 2 Abs. 4, von dem Umwelt-
bericht nach § 2a, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2, welche Arten umweltbezogener Infor-
mationen verfligbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklarung nach § 6 Abs. 5 Satz 3 und
§ 10 Abs. 4 abgesehen.” Darliber hinaus bestimmt § 13 a Abs. 2 Nr. 4 BauGB, dass im beschleu-
nigten Verfahren ,,... in den Fallen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB Eingriffe, die auf Grund der
Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor
der planerischen Entscheidung erfolgt oder zuladssig” gelten.

Dennoch gilt selbstverstandlich auch fir Bauleitpldane, die im beschleunigten Verfahren aufgestellt
werden, weiterhin die Verpflichtung, dass die Belange des Umweltschutzes einschlielllich des Na-
turschutzes und der Landschaftspflege sachgerecht bei der Bauleitplanung zu beriicksichtigen
sind. Gleichzeitig werden bei der Untersuchung der abiotischen und biotischen Schutzgiiter im
Plangebiet artenschutzrechtliche Belange nach §§ 19 und 44 BNatSchG geprift (siehe unten).

Der Bebauungsplan dient der Bestandssicherung bestehender Betriebe und der stadtebaulich
sinnvollen kiinftigen Steuerung des groRflachigen Einzelhandels am vorliegenden Standort. Da das
Plangebiet bereits fast vollstandig versiegelt ist, werden mit der Aufstellung des Bebauungsplanes
Nr. 523.00 ,Grubenweg” keine wesentlichen zusatzlichen Auswirkungen auf die abiotischen
Schutzgliter vorbereitet.

Durch die Festsetzungen nach §9 Abs.1 Nr. 25a und b BauGB werden die wertgebenden Struktu-
ren erhalten.

Die Grinstrukturen kénnen zumindest fir storungstolerante Arten der Fauna Lebensraum dar-
stellen. Zusatzliche Auswirkungen auf den Boden- und Wasserhaushalt sind im Zuge der zulassi-
gen Neuversiegelung vernachlassigbar gering, erhebliche Auswirkungen aufgrund der Vorbelas-
tungen im Plangebiet infolge der Nutzung durch die bestehenden Markte und der angrenzenden
Gewerbebetriebe sind nicht zu erwarten. Erhebliche klimadkologische Auswirkungen sind vor
dem Hintergrund der Vorbelastungen im Plangebiet ebenfalls nicht zu erwarten.

Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung

Nach dem Gesetz zur Erleichterung von Planungsvorhaben fiir die Innenentwicklung der Stadte —
»Novelle 2007“ handelt es sich bei einem Planvorhaben dann um einen nicht ausgleichspflichtigen
Eingriff, wenn die Uberbaubare Grundfliche die Flache von 20.000 m? nicht Uberschreitet
(§ 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB) oder zwischen 20 000 m? bis weniger als 70 000 m? liegt und auf Grund
einer iberschlagigen Prifung erlangt wird, dass der Bebauungsplan voraussichtlich keine erheb-
lichen Umweltauswirkungen hat, die nach § 2 Absatz 4 Satz 4 in der Abwagung zu berlicksichtigen
waren (Vorprifung des Einzelfalls).

Die fur die Durchfiihrung des beschleunigten Verfahrens erforderlichen Voraussetzungen werden
erfillt:

e Die o0.g. zuldssige Grundflache liegt zwischen 20.000 m? und 70.000 m?2.

e Das Plangebiet liegt innerhalb der bebauten Ortslage von St. Ingbert. Es handelt sich um
eine MalRnahme der Innenentwicklung.

ARGUS CONCEPT Gesellschaft fiir Lebensraumentwicklung mbH
Seite 28

38 von 59 in Zusamenstell ung



MITTELSTADT ST. INGBERT
BEGRUNDUNG ENTWURF

e Anhaltspunkte fiir die Beeintrachtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 b genannten Schutzgiiter
bestehen durch die Aufstellung des Bebauungsplanes nicht.

e Der Bebauungsplan wird voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen haben,
die nach § 2 Absatz 4 Satz 4 in der Abwéagung zu berlicksichtigen waren (Vorprifung des
Einzelfalls, siehe Anlage zum Bebauungsplan)

Der Bebauungsplan erfillt die zuvor genannten Kriterien. Somit ist kein gesonderter Ausgleich
erforderlich ist.

Im bereits anthropogen vorbelasteten Plangebiet werden durch das vorgesehene Planvorhaben
des Bebauungsplanes keine fir den Arten- und Biotopschutz bedeutenden Lebensraume Uber-
plant.

6.1.4 Auswirkungen auf besonders und streng geschiitzte Arten und Lebensrdaume (Arten-
schutzrechtliche Priifung, Umweltschdden)

Artenschutzpriifung ASP

Im Zuge der Umsetzung der Vorgaben der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-RL) sowie der Vo-
gelschutz-Richtlinie (V-RL) erfolgte durch Novellierung des Bundesnaturschutzgesetzes
(BNatSchG) vom 12.12.2007 und 29.07.2009 eine Anpassung des deutschen Artenschutzrechtes
an die europarechtlichen Vorgaben. Diese Umsetzung der Vorgaben der FFH- und der V-RL erfolg-
ten mit den Regelungen der §§ 44 Abs. 1,5,6 und 45 Abs. 7 BNatSchG. Diese Bestimmungen zum
Artenschutz sind neben dem europaischen Schutzgebietssystem ,Natura 2000“ eines der beiden
Schutzinstrumente der Europaischen Union zum Erhalt der biologischen Vielfalt in Europa. Ziel ist
es, die in der FFH- und V-RL genannten Arten und Lebensraume dauerhaft zu sichern und in einen
glinstigen Erhaltungszustand zu bringen.

Aus der Anpassung der Artenschutzbestimmungen des BNatSchG ergibt sich die Notwendigkeit
der Durchfiihrung einer Artenschutzpriifung (ASP) unter anderem im Rahmen der Bauleitplanung.
Im Rahmen der Bauleitplanung ist die ASP notwendig, um zu priifen, ob fiir ein festgelegtes Ar-
tenspektrum streng geschitzter Arten (europaisch geschiitzte FFH-Anhang IV-Arten und die eu-
ropéaischen Vogelarten) Verbotstatbestande nach § 44 BNatSchG ausgel6st werden. Das zu pri-
fende Artenspektrum planungsrelevanter Arten wird vom Landesamt flir Umwelt- und Arbeits-
schutz mit dem ,,Hinweis zur Aufstellung der naturschutzfachlichen Angaben zur speziellen arten-
schutzrechtlichen Prifung (saP)“ (Fassung mit Stand 09/2011) vorgegeben.

Gemald § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG ist es verboten, wild lebenden Tieren der besonders geschiitz-
ten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu toten oder ihre Entwicklungsformen
aus der Natur zu entnehmen, zu beschiddigen oder zu zerstéren. GemaR
§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG ist es aullerdem verboten, wild lebende Tiere der streng geschiitzten
Arten und der europaischen Vogelarten erheblich zu stéren. Eine erhebliche Stérung liegt hier-
nach vor, wenn sich durch die Stérung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art
verschlechtert. Darliber hinaus ist es verboten wild lebenden Tieren der streng geschiitzten Arten
nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu toten. Weiterhin ist es nach
§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG verboten, Fortpflanzungs- oder Ruhestatten von Tieren der besonders
geschitzten Arten zu entfernen, zu beschadigen oder zu zerstéren.

Im Folgenden soll nun unter Betrachtung der zu erwartenden Wirkfaktoren des Vorhabens vor
dem Hintergrund der Biotopausstattung des Plangebietes und den damit dort zu erwartenden
Arten eine Uiberschlagige Priifung potenziell auftretender artenschutzrechtlicher Konflikte durch-
gefiihrt werden.

Wie oben bereits dargestellt, ist das Plangebiet bereits fast vollstandig versiegelt. Als Lebens-
raume verbleiben damit fiir den Arten- und Biotopschutz lediglich kleinflachige Randbereiche im
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Umfeld der versiegelten Flachen, die mit anthropogen liberpragten oder aber kiinstlich geschaf-
fenen Biotoptypen belegt sind. Deren Auspragung ist ausnahmslos unterdurchschnittlich. Neben
artenarmen Rasenflachen und kleinerer Hecken sind im Plangebiet im Umfeld der Stellplatzfla-
chen auch schmale (Zier-) Gehoélzflachen zu finden, die ebenfalls arten- und strukturarm ausgebil-
det sind. Der anthropogene Einfluss ist innerhalb des gesamten Plangebietes sehr hoch.

Wie bereits oben aufgefiihrt werden mit der Aufstellung des Bebauungsplanes keine wesentlichen
zusatzlichen Auswirkungen auf die abiotischen Schutzgiter vorbereitet.

Infolge der Biotopstruktur im Plangebiet und der angrenzenden Flachen sowie der Auspragung
der Biotoptypen innerhalb der Flache reduziert sich das Artenspektrum der zu betrachtenden Ar-
ten auf an Siedlungsstrukturen sowie Siedlungsbereiche gebundene Arten. Da im Plangebiet keine
stehenden Gewassern, auch keine kurzzeitig wassergefillten Kleinstgewasser oder sonstigen ver-
nassten Bereiche vorkommen, kann ein Vorkommen von an solche Strukturen gebundenen Arten
anderer Artengruppen wie beispielsweise Amphibien ausgeschlossen werden. Ebenso kann eine
Betroffenheit von geschiitzten Arten der Libellen aufgrund der Biotopausstattung des Plangebie-
tes ausgeschlossen werden.

Aufgrund fehlender Habitatstrukturen sowie des sehr hohen anthropogenen Storeinflusses bei-
spielsweise durch Befahren kann die Betroffenheit von geschiitzten Arten der Reptilien ausge-
schlossen werden.

Im Zuge der Bestandsaufnahmen konnten im Plangebiet keine Hinweise auf Fledermausquartiere
an Baumen oder Gebaduden festgestellt werden. Alte, wertgebende Laubgehdlze, d.h. Hohlen-
bdume, fehlen. Auch die Prifung der Arten- und Biotopschutzdaten des Saarlandes (ABDS) ergab
keine Hinweise auf hier vorkommende Arten der Fledermausfauna. Weiterhin ist davon auszuge-
hen, dass die Flache als Nahrungshabitat und Jagdgebiet aufgrund ihrer Biotopausstattung und
des hier zu erwartenden geringen Insektenreichtums eher von geringer Bedeutung fiir die Fleder-
mausfauna in diesem Raum ist. Gleichzeitig steht das Plangebiet nach Umsetzung der Planung in
vergleichbarer Auspragung auch zukinftig flr storungstolerante und synanthrope Arten der
Fauna zur Verfiigung.

Das Vorkommen weiterer streng geschiitzter Sauger (Luchs, Biber, Wildkatze und Haselmaus)
kann aufgrund der Biotopausstattung des Plangebietes ausgeschlossen werden.

Als Brutgebiet fur die Avifauna ist der Geltungsbereich allenfalls von lokaler Bedeutung, es sind
hier weit verbreitete und ungefdahrdete Arten wie Gartenrotschwanz, Amsel, Gimpel, usw. zu er-
warten. Horste oder Baumhohlen sind im Plangebiet nicht vorhanden.

Verbotstatbestande nach § 44 BNatSchG kénnen bei Beachtung der entsprechenden als Hinweise
formulierten VermeidungsmalRnahmen zum Rodungszeitraum (siehe 5.7.3) ausgeschlossen wer-
den.

Vor dem Hintergrund der im Bebauungsplan festgelegten Malnahmen zum Artenschutz kénnen
Verbotstatbestande nach § 44 BNatSchG ausgeschlossen werden.

Umweltschédden gemdf3 § 19 BNatSchG

§ 19 BNatSchG regelt die Haftung fiir Schaden durch nachteilige Auswirkungen auf Tier- und Pflan-
zenarten (nach den Anhédngen Il und IV der FFH-RL und nach Art. 4 Abs. 2 und Anhang | der Vogel-
schutzrichtlinie) und Lebensraume (Lebensrdume der vorgenannten Arten, Lebensrdume nach
Anhang | der FFH-RL sowie Fortpflanzungs- und Ruhestatten der Anhang IV-Arten der FFH-RL), die
nach EU-Recht geschiitzt sind, und zwar innerhalb und auRerhalb von FFH- und Vogelschutzgebie-
ten.

Die Verantwortlichen (Bauherren, Betreiber) werden nur dann von der Haftung fiir Schaden frei-
gestellt, wenn die Auswirkungen des Vorhabens auf die geschiitzten Arten und Lebensraume er-
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mittelt und die erforderlichen MaBnahmen zur Verminderung und zum Ausgleich verbindlich fest-
gesetzt werden. Notwendige funktionale Ausgleichs- und KoharenzmaRnahmen sind zwingend
durchzufiihren und lassen keine Abwagung zu.

Erhebliche Schaden an oben genannten Lebensrdaumen durch die Planung sind nicht zu erwarten.
Ebenso kann als Ergebnis der Artenschutzpriifung eine Betroffenheit von genannten Arten ausge-
schlossen werden.

6.1.5 Auswirkungen auf die Belange der Wirtschaft, auch ihrer mittelstandischen Struktur im
Interesse einer verbrauchernahen Versorgung der Bevdlkerung

Durch den Bebauungsplan werden die Belange der Wirtschaft nicht negativ beeintrachtigt. Im Ge-
genteil werden Arbeitsplatze durch die Sicherung der Bestandsbetriebe gesichert. Weiterhin wer-
den durch die langfristige Entwicklung hin zum Erganzungsstandort mit nicht-zentrenrelevanten
Sortimenten die Zentralen Versorgungsbereiche der Stadt St. Ingbert gestarkt.

Zudem wird eine kleinere Flache im Norden des Plangebietes als Gewerbegebiet ausgewiesen, als
Reaktion auf die Nachfrage nach erschlossenen Gewerbeflachen. Hier konnen kiinftig weitere Ar-
beitsplatze entstehen.

Der Bebauungsplan steht mit den Zielen der Raumordnung im Einklang (siehe Kapitel 4.1.2).

6.1.6 Auswirkungen auf die Belange der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplat-
zen

Durch die Realisierung des Vorhabens konnen der Einzelhandelsstandort und die bestehenden
Arbeitsplatze langfristig gesichert werden.

6.1.7 Auswirkungen auf die Belange des Personen- und Giiterverkehrs und der Mobilitat der
Bevolkerung

Die Anbindung des Plangebietes an das innerdrtliche und (iberdrtliche StraRennetz ist Gber den
Grubenweg und die GehnbachstraRe bereits gewahrleistet.

Durch den Bebauungsplan wird eine Sicherung bestehender Betriebe sowie die Steuerung von
Sortimenten vorbereitet. Somit ist nicht davon auszugehen, dass sich das Verkehrsaufkommen
am Standort durch das Vorhaben wesentlich erhéht. Im Plangebiet besteht bereits Kunden- sowie
Lieferverkehr. Die bisherigen Ein- und Ausfahrtsbereiche bleiben erhalten. Eine zusatzliche Belas-
tung von Knotenpunkten entsteht nicht. Der Verkehr kann, wie bisher, (iber die umliegenden Stra-
Ren geordnet abflieSen.

6.1.8 Auswirkungen auf die Belange eines von der Gemeinde beschlossenen stadtebaulichen
Konzeptes oder einer von ihr beschlossenen stiadtebaulichen Planung

Der Bebauungsplan beriicksichtigt die nachfolgenden Konzepte und Planungen der Stadt St. Ing-
bert:

Einzelhandelskonzeption 2009, Nahversorgungskonzept 2015 und neue Entwicklungen im Bereich
Einzelhandel

Die Einzelhandelskonzeption fiir die Stadt St. Ingbert aus dem Jahr 2009 wurde in Auftrag gege-
ben, um die Einzelhandelsstruktur zu analysieren und zu verbessern. Das Konzept zielte darauf
ab, die Attraktivitat und Wettbewerbsfahigkeit des Einzelhandels in St. Ingbert zu starken. Es wur-
den Ziele und ein Leitbild fir die zukiinftige Entwicklung des Einzelhandels festgelegt. Zudem wur-
den zentrale Versorgungsbereiche definiert, um eine flachendeckende und verbrauchernahe
Grundversorgung sicherzustellen. Diese Bereiche sollten bevorzugt fiir Einzelhandelsansiedlun-
gen genutzt werden. Es wurden Regeln fir die Ansiedlung von Einzelhandelsbetrieben festgelegt,
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um eine geordnete und nachhaltige Entwicklung zu gewahrleisten. Diese Regeln sollten sicher-
stellen, dass neue Einzelhandelsprojekte in das bestehende Stadtbild passen und die Versorgung
der Bevolkerung verbessern.

Im Jahr 2009 wurde der Standort Grubenweg (ehemaliges Hela-Baupark-Geldande) als potenzieller
Einzelhandelsstandort identifiziert. Das Ziel war es, die Entwicklung und mogliche Nachnutzungen
der Ladeneinheiten sowie die Bebauung des noch unbebauten Bereichs bauleitplanerisch zu re-
geln.

Die Fortschreibung der Einzelhandelskonzeption fiir die Stadt St. Ingbert im Jahr 2015 zielte darauf
ab, die Entwicklungen seit 2009 zu bericksichtigen und die Einzelhandelsstruktur weiter zu ver-
bessern. Die Fortschreibung betonte die Notwendigkeit, die Attraktivitdt und Wettbewerbsfahig-
keit des Einzelhandels zu starken und klare Ziele und ein Leitbild fir die zukinftige Entwicklung zu
definieren. Es wurden zentrale Versorgungsbereiche und Sonderstandorte festgelegt, um eine fla-
chendeckende und verbrauchernahe Grundversorgung sicherzustellen.

In der Fortschreibung von 2015 wurde der Standort Grubenweg weiterhin als wichtiger Einzelhan-
delsstandort betrachtet. Es wurden spezifische Ansiedlungsregeln und Entwicklungsziele festge-
legt, um eine geordnete und nachhaltige Entwicklung zu gewahrleisten. Der Fokus lag darauf, die
Nutzungsmoglichkeiten zu erweitern und die Attraktivitat des Standorts zu steigern.

Aufgrund neuer Entwicklungen im Einzelhandel soll das Konzept nun erneut fortgeschrieben wer-
den. Im Entwurf der aktuellen Fortschreibung des Einzelhandelskonzeptes sollen die Flachen am
Grubenweg als "Sonderstandort"” definiert werden, deren Angebotsschwerpunkt Nahrungs- und
Genussmittel sowie Bekleidung ist. Die Gutachter empfehlen keine weiteren Ansiedlungen oder
Weiterentwicklung von Betrieben mit zentrenrelevanten und nahversorgungsrelevanten Kernsor-
timenten Uber den Bestand hinaus. Nachnutzungen sollten nur durch nicht-zentrenrelevante Be-
triebe erfolgen. Die Umsetzungsempfehlungen gehen dahin, Einzelhandelsbetriebe mit nahver-
sorgungsrelevanten Kernsortimenten zukiinftig nur noch in den zentralen Versorgungsbereichen
»lnnenstadt” und ,Rohrbach” sowie ausnahmsweise auch zur wohnortnahen Grundversorgung
an weiteren integrierten Nahversorgungsstandorten zu ermoglichen.

Die neue Fortschreibung ist noch nicht beschlossen, die neuen Erkenntnisse sollen jedoch bei der
Planung beriicksichtigt werden.

»Nach § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB sind die Ergebnisse eines von der Gemeinde beschlossenen stddte-
baulichen Entwicklungskonzepts oder einer von ihr beschlossenen sonstigen stddtebaulichen Pla-
nung bei der Aufstellung der Bauleitpléne zu beriicksichtigen.

Den Ergebnissen beschlossener stédtebaulicher Entwicklungskonzepte kommt damit vor allem
eine die Bauleitplanung unterstiitzende Bedeutung zu. Das betrifft zum einen die Frage der stéd-
tebaulichen Erforderlichkeit der Bauleitplanung i. S. d. § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB, zum anderen
kommt beschlossenen Entwicklungskonzepten im Rahmen der Abwéigung (§ 1 Abs. 7 und § 2 Abs.
3 BauGB) unterstiitzende Wirkung zu, indem sie das Gewicht von Belangen sowie von Zusammen-
hdngen verdeutlichen, denen die Bauleitplanung Rechnung tragen soll.

Eine strikte Bindung an die Ergebnisse eines beschlossenen stddtebaulichen Entwicklungskon-
zeptes besteht nicht. Speziell fiir Einzelhandelskonzepte erlaubt die Rechtsprechung Abwei-
chungen, sofern die Anforderungen des Abwdgungsgebots (§ 1 Abs. 7 BauGB) beachtet wer-
den, beispielsweise um situationsgemdfS auf vorhandene Einzelhandelsbetriebe und deren
Entwicklungsméglichkeiten Riicksicht zu nehmen oder um neue Entwicklungen zu berlicksich-
tigen.

Das heifst: Von dem im Jahr 2009 beschlossenen Einzelhandelskonzept kann im Einzelfall ab-
gewichen werden, wenn die Abweichung die Anforderungen des Abwdgungsgebots erfiillt,
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ohne dass das Einzelhandelskonzept seine steuernde Wirkung i. S. d. § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB
verlieren wiirde, mit der Folge, dass ein Abwdgungsobjekt

nicht vorliegt. Allerdings ist zu beachten, dass das Gewicht eines Einzelhandelskonzepts als
abwdgungsbeachtlicher Belang umso geringer wird, je hdufiger und je umfangreicher das
Konzept durchbrochen wird.

Anerkannt ist auch, dass als Voraussetzung fiir eine planerische Feinsteuerung der Ansiedlung
von Einzelhandel im Gemeindegebiet auf der Grundlage des § 1 Abs. 4 ff. BauNVO ein Einzel-
handelskonzept nicht erforderlich ist. Ohne Einzelhandelskonzept miissen sich allerdings die
erforderlichen stddtebaulichen Griinde (§ 1 Abs. 3 BauGB) und die Anforderungen an eine ge-
rechte Abwdigung (§ 1 Abs. 7 und § 2 Abs. 3 BauGB) aus dem Bebauungsplan und seiner Be-
griindung ergeben.

Ein beschlossenes Einzelhandelskonzept i. S. d. § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB ist also nicht erforder-
lich, wenn durch einen Bebauungsplan die Ansiedlung von Einzelhandel gesteuert bzw. be-
grenzt werden soll. Allerdings muss sich aus dem Bebauungsplan und seiner Begriindung die
stddtebauliche Erforderlichkeit fiir den Einzelhandel betreffende Einschréinkungen ergeben
und die Belange, die durch einschrénkende Festsetzungen der Zulédssigkeit von Einzelhandel
beriihrt werden, miissen sachgerecht abgewogen werden, was in der Begriindung darzulegen
ist.

Das heifdt: Ein vom Stadtrat — aktuell - beschlossenes Einzelhandelskonzept ist nicht zwingend
erforderlich, wenn mit einer Bauleitplanung das Ziel verfolgt wird, an einem bestimmten
Standort des Stadtgebiets keine oder nur bestimmte Betriebe des Einzelhandels zulassen zu
wollen.

Solche Einschrinkungen miissen allerdings stéddtebauliche gerechtfertigt (§ 1 Abs. 3 BauGB)
sein und den Anforderungen an das Abwdgungsgebot (§ 1 Abs. 7 und § 2 Abs. 3 BauGB) wegen
der mit solchen Festsetzungen verbunden Einschridnkungen des Eigentumsgrundrechts (Art.
14 GG) geniigen, was vor allem in der Begriindung des Bebauungsplans néher darzulegen ist.

Ein vom Stadtrat beschlossenes — aktuelles - Einzelhandelskonzept kann den Nachweis stéd-
tebaulicher Rechtfertigung und ordnungsgemdfSer Abwdgung erleichtern, ist allerdings nicht
Voraussetzung fiir eine Bauleitplanung, mit der die Stadt im Wege einer Feinsteuerung nach
$ 1 Abs. 4 ff. BauNVO fiir Teile des Stadtgebiets die Zuléissigkeit von Einzelhandel einschrdn-
kenden Festsetzungen unterwerfen will.

Im Zuge der Aufstellung eines Bebauungsplans ,,Grubenweg” kann daher zur Begriindung der
Abweichung von dem bestehenden Einzelhandelskonzept aus dem Jahr 2009 auf die Vor-
schldge und Ergebnisse des aktuellen, nicht beschlossenen Einzelhandels- und Zentrenkon-
zepts zuriickgegriffen werden, um die stédtebauliche Rechtfertigung zu belegen und um den
Anforderungen des Abwdgungsgebots gerecht zu werden.” (Stellungnahme zum Bebauungs-
plan Nr. 523.00 ,,Grubenweg” in St. Ingbert Mitte, Prof. Dr. Kréninger, Raprager Rechtsanwailte,
26.04.2024)

Stadtebauliches Entwicklungskonzept - Fortschreibung 2011 und Stadtentwicklungskonzept fiir
die Mittelstadt St. Ingbert - Fortschreibung 20215 fiir die Handlungsfelder Siedlungs- und Gewer-

beentwicklung

,Die Stadt St. Ingbert hat 2006/2007 ein Stadtentwicklungskonzept (SEKO) durch isoplan-Markt-
forschung erarbeiten lassen, das 2010/2011 fortgeschrieben wurde. Die erste Fortschreibung
diente der Begriindung von Stadtumbaumafinahmen und umfasste im Wesentlichen eine Aktuali-
sierung der Datengrundlage sowie eine Abgrenzung und Begriindung von Stédtebauférdergebie-
ten. Konzeptionelle Aussagen auf teilrdumlicher Basis wurden auf dem SEKO auf-bauend in geson-
derten teilrdumlichen Konzepten fiir die Baumwoll-spinnerei und die Alte Schmelz erarbeitet.
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Zwischenzeitlich haben sich zahlreiche Rahmenbedingungen der Stadtentwicklung gedndert. So
wurde beispielsweise durch die Zu-wanderung von Fliichtlingen insbesondere im Jahr 2015 eine
steigende Nachfrage nach Wohnraum ausgelést. Die bisher verfligbaren Gewerbeflédchen in St.
Ingbert sind nahezu vollstindig vergeben. Dies machte eine Fortschreibung der Aussagen des
Stadtentwicklungs-konzepts beziiglich der Handlungsfelder Demografie, Wohnungsbau und Ge-
werbefldchen unter stddtebaulichen Gesichtspunkten erforderlich. Neben einer Aktualisierung der
Bestandsanalysen sollen die stéddtebaulichen Aussagen des Stadtentwicklungskonzepts eine stéir-
kere strategisch-konzeptionelle Ausrichtung erhalten.

Anlass fiir die Fortschreibung des Stadtentwicklungskonzepts [war] die Notwendigkeit, den aus
dem Jahr 1979 stammenden und mehrfach gedinderten Fléichennutzungsplan fiir die Stadt St. Ing-
bert zu aktualisieren. Hierfiir soll die Fortschreibung und Aktualisierung des Stadtentwicklungs-
konzeptes als konzeptionelle Grundlage dienen.

Der Schwerpunkt [...] liegt deshalb auf einer Aktualisierung der Aussagen des Konzepts von 2011
zu den Themen Demografie, Wohnungsmarkt und Gewerbefléichen und der Erarbeitung von Kon-
sequenzen fiir die Fldchennutzung beziiglich Wohnen und Gewerbe.” (Stadtentwicklungskonzept
— Fortschreibung 2015)

Fiir den Grubenweg wurde folgende Aussage im Konzept von 2011 getroffen: ,,Zwar eignet sich
der Standort aufgrund seiner Lage und Struktur in hohem Mafe als Fachmarktstandort, aber die
Schaffung neuer Verkaufsflichen sollte strikt auf nicht zentrenrelevante Sortimentsbereiche be-
schrdnkt werden, denn , die kiinftige einzelhandelsbezogene Entwicklung im Bereich Grubenweg
ist in unmittelbarem Zusammenhang mit den Entwicklungsmaéglichkeiten am Sinn Leffers-Areal zu
sehen.” Nur fiir den Fall, dass eine nachhaltige , Revitalisierung” des Standortbereichs Sinn Leffers
nicht méglich ist, kann der Standort Grubenweg als Alternative fiir Einzelhandelsnutzungen auch
mit zentrenrelevanten Sortimenten in Betracht kommen, um ansonsten drohende Kaufkraftab-
fliisse aus der Stadt St. Ingbert zu vermeiden. Dem Standort Grubenweg wird somit klar die zweite
Prioritdt hinter der Entwicklung der Innenstadt mit dem Schwerpunkt Sinn Leffers-Areal zugewie-
sen.” (Stadtebauliches Entwicklungskonzept - Fortschreibung 2011)

In der Fortschreibung von 2015 werden keine speziellen Festlegungen fiir den Standort Gruben-
weg getroffen.

Klimaanpassungskonzept fir die Stadt St. Ingbert und Klimaschutzteilkonzept Zukunftsmobilitdt

Das Klimaanpassungskonzept der Stadt St. Ingbert umfasst verschiedene MalRnahmen und Stra-
tegien, um die Stadt an die Herausforderungen des Klimawandels anzupassen. die Anpassung an
steigende thermische Belastung in der Innenstadt und den stark versiegelten Gewerbegebieten,
die Anpassung an Starkregengefahren und Hochwasserereignisse in den besonders betroffenen
Siedlungsbereichen sowie die Anpassung an Wassermangel und Folgen von Trockenperioden sind
zentrale Themen des Konzeptes. Die darin festgelegten MaRnahmen sollen dazu beitragen, die
Stadt St. Ingbert nachhaltig und zukunftsfahig zu gestalten.

Der Grubenweg wird hier als Areal mit sehr hoher Versiegelung beschrieben. Die Zukiinftige ther-
mische Belastung wird als extrem hoch eingestuft. Als Ziel fiir den Standort Grubenweg wird ,,Ge-
werbefldachen fit machen fiir den Klimawandel” genannt.

Das Klimaschutzteilkonzept ,,Zukunftsmobilitat” der Stadt St. Ingbert zielt darauf ab, fir das
grundsatzliche verkehrspolitische Denken und Handeln der Stadt eine Verkehrs- und Mobilitats-
entwicklung einzuschlagen, die die Bediirfnisse aller Verkehrsteilnehmer ausgewogen bericksich-
tigt sowie umwelt- und stadtvertraglich ist.

Im Plangebiet sind bereits Ladesaulen fir die E-Mobilitat vorhanden. Das Plangebiet ist iber die
straBenbegleitenden FulRwege der umliegenden Strallen erreichbar und ein unmittelbarer An-
schluss an den OPNV besteht tiber die Bushaltestelle ,KarlstraRe®.
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Im Rahmen der Erstellung des Konzepts wurden Verkehrszahlungen an verschiedenen Knoten-
punkten durchgefuihrt. Unter anderem auch am Knotenpunkt DudweilerstraRe/Schlachthof-
straBe/KohlenstralRe/Grubenweg. Hier konnte keine erhebliche Verkehrsbelastung festgestellt
werden. Obligatorisch sind die Anforderungen der Barrierefreiheit zu berlicksichtigen. Der Kno-
tenpunkt sollte obligatorisch einer Uberpriifung unterzogen werden. Um FuRwege sicher und
komfortabel zu gestalten, ist laut ADAC und der FGSV an Knotenpunkten an allen Knotenarmen
eine Querungshilfe vorzusehen. An Zufahrten zu Kreisverkehren wird die Anlage von FuRganger-
Uberwegen empfohlen. Heute ist z. B. der Kreisverkehr Grubenweg ohne FuRgangeriiberweg aus-
gestattet.

Der genannte Knotenpunkt liegt auBerhalb des Geltungsbereiches. Eine zusatzliche Belastung
durch die Realisierung der Planung wird nicht erwartet.

Vergniigungsstattenkonzept der Stadt St. Ingbert

Das Vergniigungsstattenkonzept der Stadt St. Ingbert zielt darauf ab, die Ansiedlung und Vertei-
lung von Vergniigungsstatten wie Spielhallen, Wettbiiros und dhnlichen Einrichtungen zu steuern.
Das Konzept definiert, was als Vergnligungsstatte gilt, und legt Ziele fliir den Umgang mit diesen
Einrichtungen im stadtebaulichen Kontext fest. Es werden Vorgaben zur raumlichen Verteilung
von Vergnligungsstatten gegeben, um eine Konzentration in bestimmten Gebieten zu vermeiden
und die stadtebauliche Entwicklung zu férdern.

Der Standort Grubenweg wird als Ausschlusszone fiir Vergniigungsstatten der Kategorie A (Spiel-
und Automatenhallen, Spielkasinos, Spielbanken, Wettbiiros, Tanzlokale/ Tanz-Cafés/ Nacht- und
Tanzbars/ Varietés, Striptease- und Table-Dance-Lokale/ Swinger-Clubs/ Sex-Kinos und Lokale mit
Videokabinen zur Vorfiihrung von Filmdarbietungen mit sexuellem Charakter) und als Bereich mit
Einzelfallentscheidung zu Ansiedlungsvorhaben von Vergnligungsstatten der Kategorie B (Disko-
theken und Nachtlokale mit kulturellem Schwerpunkt festgelegt.

Das Vergnligungsstattenkonzept wird durch entsprechende Festsetzungen zum Ausschluss von
Vergnligungsstatten (siehe Kapitel 5.1.1) im vorliegenden Bebauungsplan umgesetzt.
6.1.9 Auswirkungen auf alle sonstigen Belange
Alle sonstigen Belange bei der Aufstellung von Bauleitplanen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu berticksich-
tigenden Belange werden nach jetzigem Kenntnisstand durch die Planung nicht beriihrt.

6.2 GEWICHTUNG DES ABWAGUNGSMATERIALS
GemaR dem im BauGB verankerten Abwagungsgebot (§ 1 Abs. 6 und 7 BauGB) wurden die bei der

Abwagung zu berlicksichtigenden 6ffentlichen und privaten Belange gegeneinander und unterei-
nander gerecht abgewagt und entsprechend ihrer Bedeutung in den vorliegenden Bebauungsplan
eingestellt. Fir die Abwagung wurden insbesondere folgende Aspekte beachtet:

6.2.1 Argumente fiir die Verwirklichung des Bebauungsplans

Folgende Argumente sprechen fiir die Aufstellung des Bebauungsplanes:

e Sicherung von zentralen Versorgungsbereichen durch Steuerung von Erganzungs-
standorten

e Sicherung von Arbeitsplatzen

e Durch die Realisierung der Planung kommt es kaum zu zusatzlichen d6kologischen Ein-
griffen

6.2.2 Argumente gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes

Derzeit sind keine Argumente bekannt, die gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes sprechen.
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6.3 FAZIT

Die Mittelstadt St. Ingbert hat die zu beachtenden Belange in ihrer Gesamtheit gegeneinander
und untereinander abgewagt. Da die Argumente fiir die Realisierung eindeutig Uberwiegen,
kommt die Mittelstadt St. Ingbert zu dem Ergebnis, den Bebauungsplan Nr. 523.00 ,,Grubenweg”

zu realisieren.
Aufgestellt: Homburg, den 21.10.2024
ARGUS CONCEPT GmbH

Sara Morreale
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STADT ST. INGBERT
VORPRUFUNG DES EINZELFALLS

1 EINLEITUNG / PLANUNGSANLASS

Der Stadtrat der Mittelstadt St. Ingbert hat in 6ffentlicher Sitzung am 12.10.2021 gem. § 1 Abs. 3
und § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches beschlossen, den Bebauungsplan Nr. 523.00 ,Grubenweg”
aufzustellen.

Ziel der Planung ist es, den Bereich des Bebauungsplanes hinsichtlich seiner zukiinftigen Entwick-
lungen, Nach- und Umnutzungen sowie Erweiterungen bauleitplanerisch zu steuern. Dies betrifft
sowohl bauliche Anderungen und Erweiterungen als auch Nutzungsidnderungen. Insbesondere die
derzeit noch unbebauten Bereiche sollen hinsichtlich Art und MaR der baulichen Nutzung, mit
dem Bestand vertraglich, geregelt werden.

Daher ist die Aufstellung des Bebauungsplanes erforderlich.

Mit einer Gesamtverkaufsflache der bestehenden Betriebe von 15.883 m? handelt es sich bei dem
Vorhaben gemaR Anlage 1 zum UVP-Gesetz um einen grof3flachigen Einzelhandelsbetrieb gemal
18.6.1 der Anlage. Gemal 18.8 der Anlage gilt flir solche Vorhaben auch bei Bebauungsplanande-
rungen im Innenbereich und sonstigen Plangebieten die Pflicht zur allgemeinen Vorprifung. Das
Prifschema erfolgt gemalR § 50 UVPG nach den Vorschriften des BauGB. Grundlage der Vorpri-
fung bildet folglich der Kriterienkatalog der Anlage 2 zum BauGB.

2 PRUFUNGSSCHEMA GEMASS ANLAGE 2 BAUGB

Kriterien flr die Giberschlagige Priifung, ob der Bebauungsplan voraussichtlich erhebliche Umwelt-
auswirkungen hat.

o . Voraussichtl.
Kriterien gemaR Anlage 2 JY—— Erheblichkeit

zum BauGB

“ Merkmale des Bebauungsplans

Der Bebauungsplan trifft zur Art der baulichen
Nutzung folgende Festsetzungen:

Gewerbegebiet (§ 8 BauNVO)

Zuldssige Arten von Nutzungen
e Gewerbebetriebe aller Art einschlieB-
lich Anlagen zur Erzeugung von Strom
oder Warme aus solarer Strahlungs-
energie oder Windenergie, Lagerhdu-

Merkmale des Bebauungsplans, ins- ser, Lagerplitze und o&ffentliche Be-
besondere in Bezug auf das Aus- triebe
1.1 maR, in dem der Bebauungsplan ei- e Geschifts-, Biro-, und Verwaltungsge- Nein

nen Rahmen i.S. des § 38 Abs. 3 des
Gesetzes Uber die Umweltvertrag-
lichkeitspriifung setzt;

baude
e  Anlagen fir sportliche Zwecke

Gemall § 1 Abs. 5 in Verbindung mit § 1 Abs. 9
BauNVO sind Einzelhandelsbetriebe und Ver-
kaufsstellen nur zuldssig, wenn sie in unmittelba-
rem baulichen und betrieblichen Zusammenhang
mit Handwerksbetrieben und anderen Gewerbe-
betrieben stehen und die Geschossflache der Ein-
zelhandelsnutzung der Gesamtgeschossflache des
Bauvorhabens untergeordnet ist (max. 10 % der
Geschossflache), jeweils bis zu einer max. Ver-
kaufsflache von 500 m2. Von dieser Beschrankung
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BEBAUUNGSPLAN NR. 523.00 ,GRUBENWEG“

ausgenommen sind Kraftfahrzeugreparaturwerk-
statten zugeordnete Verkaufsstatten fir Kraft-
fahrzeuge.

Ausnahmsweise zuldssige Arten von Nutzungen
e Wohnungen flr Aufsichts- und Bereit-
schaftspersonen sowie fiir Betriebsinha-
ber und Betriebsleiter, die dem Gewer-
bebetrieb zugeordnet und ihm gegen-
Uber in Grundflache und Baumasse un-
tergeordnet sind

Nicht zuldssige Arten von Nutzungen
Gem. § 1 Abs. 5 BauNVO werden
e Bordelle, bordellartige Betriebe, sowie
sonstige Betriebe und Einrichtungen,
bei denen die Auslibung sexueller Hand-
lungen betriebliches Wesensmerkmal
ist,
e Tankstellen
ausgeschlossen.

Gem. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO wird festgesetzt,
dass die gem. § 8 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise
zulassigen Arten von Nutzungen:
e Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale
und gesundheitliche Zwecke
e Vergnigungsstatten (inklusive Spiel-
und Automatenhallen, Spielkasinos,
Spielbanken, Wettburos, Tanzlokale /
Tanz-Cafés / Nacht- und Tanzbars / Va-
rietés, Striptease und Table-Dance-Lo-
kale / Swinger-Clubs / Sex-Kinos und Lo-
kale mit Videokabinen zur Vorflihrung
von Filmdarbietungen mit sexuellem
Charakter)
nicht Bestandteil des Bebauungsplanes werden.

Sonstige Sondergebiete fiir groBfldchigen Einzel-
handel (§ 11 Abs. 3 BauNVO)

hier: SO1

Im Sonstigen Sondergebiet SO1 sind Betriebe des
Einzelhandels und des groRflachigen Einzelhan-
dels mit nicht-zentrenrelevanten Sortimenten so-
wie nicht erheblich beldstigende Gewerbebe-
triebe zuldssig. Der Umfang von zentrenrelevan-
ten Randsortimenten in diesen Betrieben wird auf
max. 10% der gesamten Verkaufsflache je Betrieb
beschrankt.

Zusatzfestsetzung gem. § 1 Abs. 10 BauNVO

Innerhalb des SO1 befindet sich ein baurechtlich
genehmigter Betrieb mit zentrenrelevantem Sor-
timent und einer Verkaufsfliche von 2.818 m?2.
Verkauft werden als Hauptwarengruppen Glas,
Porzellan, Keramik und Haushaltswaren.

Der Weiterbetrieb sowie die Erweiterung, Ande-
rung und Nutzungsanderung sowie Erneuerungen
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STADT ST. INGBERT
VORPRUFUNG DES EINZELFALLS

dieser Anlage sind zuldssig, sofern die genehmigte
Verkaufsflache nicht Gberschritten wird.

hier: SO2

Im Sonstigen Sondergebiet SO2 sind Einkaufszen-
tren mit nicht-zentrenrelevanten Sortimenten so-
wie Betriebe des Einzelhandels und des groRfla-
chigen Einzelhandels mit nicht-zentrenrelevanten
Sortimenten zuldssig. Der Umfang von zentrenre-
levanten Randsortimenten in diesen Betrieben
wird auf max. 10% der gesamten Verkaufsflache
je Betrieb beschrankt.

Zusatzfestsetzungen gem. § 1 Abs. 10 BauNVO

Innerhalb der Teilfliche 1 (TF1) des SO2 befindet
sich ein baurechtlich genehmigtes Einkaufszent-
rum mit zentrenrelevantem Sortiment und einer
Verkaufsfliche von 5.820 m2.Verkauft werden als
Hauptwarengruppen Blumen (Indoor) / Zoo, Nah-
rungs- und Genussmittel, Bekleidung, Gesund-
heits- und Korperpflegeartikel, Papier, Biroarti-
kel, Schreibwaren, Zeitungen, Zeitschriften und
Biicher.

Der Weiterbetrieb sowie die Erweiterung, Ande-
rung und Nutzungsanderung sowie Erneuerungen
dieser Anlage sind zuldssig, sofern die genehmigte
Verkaufsflache nicht iberschritten wird.

Innerhalb der Teilfliche 2 (TF2) des SO2 befindet
sich ein baurechtlich genehmigter Betrieb mit zen-
trenrelevantem Sortiment und einer Verkaufsfla-
che von 617 m2. Verkauft wird als Hauptwaren-
gruppe Bekleidung. Der Weiterbetrieb sowie die
Erweiterung, Anderung und Nutzungsidnderung
sowie Erneuerungen dieser Anlage sind zuldssig,
sofern die genehmigte Verkaufsflache nicht tiber-
schritten wird.

Innerhalb der Teilfliche 4 (TF4) des SO2 befindet
sich ein baurechtlich genehmigter Betrieb mit zen-
trenrelevantem Sortiment und einer Verkaufsfla-
che von 841 m2. Verkauft wird als Hauptwaren-
gruppe Bekleidung. Der Weiterbetrieb sowie die
Erweiterung, Anderung und Nutzungsidnderung
sowie Erneuerungen dieser Anlage sind zuldssig,
sofern die genehmigte Verkaufsflache nicht tiber-
schritten wird.

Innerhalb der Teilflaiche 5 (TF5) des SO2 befindet
sich ein baurechtlich genehmigter Betrieb mit zen-
trenrelevantem Sortiment und einer Verkaufsfla-
che von 814 m? Verkauft wird als Hauptwaren-
gruppe Bekleidung. Der Weiterbetrieb sowie die
Erweiterung, Anderung und Nutzungsidnderung
sowie Erneuerungen dieser Anlage sind zuldssig,
sofern die genehmigte Verkaufsflache nicht tiber-
schritten wird.

Innerhalb der Teilfliche 6 (TF6) des SO2 befindet
sich ein baurechtlich genehmigter Betrieb mit zen-
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BEBAUUNGSPLAN NR. 523.00 ,GRUBENWEG“

trenrelevantem Sortiment und einer Verkaufsfla-
che von 780 m2. Verkauft werden als Hauptwaren-

gruppe

Schuhe und Lederwaren. Der Weiterbe-

trieb sowie die Erweiterung, Anderung und Nut-
zungsanderung sowie Erneuerungen dieser An-
lage sind zuldssig, sofern die genehmigte Ver-
kaufsflache nicht Gberschritten wird.

Die Definition der nahversorgungs- und zentren-

relevanten sowie der nicht-zentrenrelevanten

Sortimente erfolgt nach der Sortimentsliste des

Einzelhandels- und Zentrenkonzepts der Stadt St.

Ingbert wie folgt:

In den Sonstigen Sondergebieten SO1 und SO2
sind darilber hinaus zuldssig:

1.

vk wnN

o

9.

10.
11.
12.

Lagerraume, Funktions- und Neben-
réaume, Verwaltungsrdaume, Aufent-
halts-/ Sozialrdume fiir Personal
Nebenanlagen

Stellplatze

Einkaufswagenboxen

Bickereifiliale/ Backshop / Backvorbe-
reitung

Werbeanlagen

Abfallpresse, Wertstoff- und Abfallbe-
halter

alle sonstigen fur den ordnungsgema-
Ren Betrieb erforderlichen Einrichtun-
gen

Ladestationen fiir Elektromobile

mobile Verkaufsstande
Fahrradstellplatze

Anlagen zur Energieversorgung

Zum MaR der baulichen Nutzung bleiben folgende
Festsetzungen des alten Bebauungsplanes unver-
andert in Kraft:

Gebdudehohe: 10 m
GRZ: 0,8 mit Uberschreitungsméglich-
keit bis 0,9
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Merkmale des Bebauungsplans, ins-
besondere in Bezug auf das Aus-
maf, in dem der Bebauungsplan an-
dere Plane und Programme beein-
flusst;

STADT ST. INGBERT

VORPRUFUNG DES EINZELFALLS

LEP Umwelt

Gemall dem Landesentwicklungsplan Teilab-
schnitt ,Umwelt (Vorsorge fir Flachennutzung,
Umweltschutz und Infrastruktur)” (LEP-Umwelt)
vom 13. Juli 2004, zuletzt geandert am 20. Okto-
ber 2011, liegt das Plangebiet innerhalb einer
,Siedlungsflache Uberwiegend Gewerbe”. An-
sonsten trifft der LEP Umwelt keine Vorgaben fiir
das Plangebiet.

LEP Siedlung

Der LEP Siedlung befasst sich in Kapitel 2.5.2 mit
den Zielen fiur die Ansiedlung von groRflachigen
Einzelhandelseinrichtungen. Die wichtigsten Ziele,
die die Stadt St. Ingbert betreffen, werden im Fol-
genden zitiert:

e  Zur bedarfsgerechten, verbraucherna-
hen Versorgung der Bevolkerung soll in
allen Landesteilen ein auf den jeweili-
gen Versorgungsauftrag des Ober-, Mit-
tel- oder Grundzentrums ausgerichtetes
Spektrum von Einzelhandels- und
Dienstleistungseinrichtungen unter-
schiedlicher GroBe und Angebotsfor-
men  sichergestellt  werden. Die
Standortgemeinden sollen dazu im Rah-
men der Bauleitplanung an stadtebau-
lich geeigneten Standorten in den zent-
ralen Orten Flachenvorsorge fir groR-
flachige Einzelhandelseinrichtungen
treffen.

e  GroRflachige Einzelhandelseinrichtun-
gen im Sinne des § 11 Abs. 3 Baunut-
zungsverordnung (BauNVO) sind nur im
Oberzentrum sowie in den Mittel- und
Grundzentren zuldssig (Konzentrations-
gebot).

e  GroRflachige Einzelhandelseinrichtun-
gen mussen sich beziglich GroRenord-
nung und Warensortiment funktional in
die vorgegebene zentralortliche Versor-
gungsstruktur einflgen.

e Der Einzugsbereich der entsprechenden
Einzelhandelseinrichtung darf den Ver-
flechtungsbereich des betreffenden
zentralen Ortes nicht wesentlich Uber-
schreiten (Kongruenzgebot). Dies ist
vom Planungstrager entsprechend
nachzuweisen.

e Neuansiedlungen, Erweiterungen bzw.
Nutzungsanderungen grofflachiger Ein-
zelhandelseinrichtungen dirfen das
Zentrale-Orte-Geflige des Landes sowie
die Funktionsfahigkeit des jeweiligen
zentralen, innerortlichen Versorgungs-
bereiches des zentralen  Ortes
(Standortgemeinde) sowie der benach-
barten zentralen Orte (Nachbargemein-
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BEBAUUNGSPLAN NR. 523.00 ,GRUBENWEG“

den) nicht beeintrachtigen (Beeintrach-
tigungsverbot). Dies gilt insbesondere
fir solche Standortgemeinden, in denen
der Erfolg von stadtebaulichen MaBnah-
men zur funktionalen Starkung oder Sta-
bilisierung von Stadt- und Ortskernen in
Frage gestellt wird, z. B. bei stadtebauli-
chen Sanierungs- und Entwicklungs-
malnahmen, Stadt- und Dorferneue-
rungsmaRnahmen.

e  GroRflachige Einzelhandelseinrichtun-
gen sind im engen raumlich-funktiona-
len Zusammenhang mit dem zentralen,
innerortlichen Versorgungsbereich (in-
tegrierter Standort) des jeweiligen zent-
ralen Ortes innerhalb des Siedlungszu-
sammenhangs zu errichten (stadtebau-
liches Integrationsgebot).

e  Standorte fir groRflachige Einzelhan-
delseinrichtungen sollen grundsatzlich
in das Netz des 6ffentlichen Personen-
nahverkehrs eingebunden werden.

Der Bebauungsplan stimmt mit diesen Zielen der
Raumordnung tberein.

FNP

Nach & 8 Abs. 2 BauGB ist ein Bebauungsplan
grundsatzlich aus dem Flachennutzungsplan zu
entwickeln. Der derzeit wirksame Flachennut-
zungsplan der Mittelstadt St. Ingbert stellt fiir das
Plangebiet bereits groRtenteils eine Sonderbau-
fliche fir Einkaufszentren und Verbraucher-
markte gem. § 5 Abs. 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs.
1 Nr. 4 BauNVO dar. Der Ubrige Bereich wird als
Gewerbliche Baufliche gem. § 5 Abs. 2 Nr. 1
BauGBi.V.m. § 1 Abs. 1 Nr. 3 BauNVO dargestellt.
Zudem wird der Standort eines Schutzraumes und
Leitungsverlaufe dargestellt.

Nach & 13 a Abs. 2 Nr. 2 BauGB kann ein Bebau-
ungsplan, der von den Darstellungen des Flachen-
nutzungsplans abweicht, auch aufgestellt werden,
bevor der Flachennutzungsplan gedndert oder er-
ganzt ist. Die geordnete stadtebauliche Entwick-
lung wird durch den vorliegenden Bebauungsplan
nicht beeintrachtigt. Daher kann der Flachennut-
zungsplan im Wege der Berichtigung angepasst
werden.

Der Bebauungsplan hat fiir die Einbeziehung um-
Merkmale des Bebauungsplans, ins-  weltbezogener, einschliellich gesundheitsbezo-
besondere in Bezug auf die Bedeu- gener Erwadgungen, keine besondere Bedeutung.
tung des Bebauungsplans fiir die Es handelt sich um die Weiternutzung vorhande-
Einbeziehung  umweltbezogener, ner Flachen. Die nachhaltige Entwicklung wird
einschlieflich gesundheitsbezoge- durch Starkung der Innenentwicklung gefordert,
ner Erwagungen, insbesondere im es werden keine Flachen im AuRenbereich in An-
Hinblick auf die Forderung der spruch genommen. Das Plangebiet ist erschlossen
nachhaltigen Entwicklung; und es ist ein ausreichend ausgebautes Verkehrs-

netz vorhanden.

Nein

Bei dem vorliegenden Bebauungsplan handelt es
sich lediglich um die Uberplanung des vorhande-
nen Bestandes ohne erhebliche Veranderungen.

Merkmale des Bebauungsplans, ins-
besondere in Bezug auf die fiir den
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Bebauungsplan relevanten umwelt-
bezogenen, einschlieBlich gesund-
heitsbezogener Probleme;

STADT ST. INGBERT

VORPRUFUNG DES EINZELFALLS

Zusatzliche Eingriffe in Natur und Landschaft wer-
den hierdurch nicht vorbereitet, zusatzliche wei-
tere Auswirkungen beziiglich eines hoheren Kun-
den- oder Verkehrsaufkommens werden hier-
durch ebenfalls nicht induziert.

Schutzgut Mensch

Durch die Aufstellung des Bebauungsplans und
die damit verbundene Steuerung der Sortimente
sind keine erheblichen Verdnderungen, die das
Schutzgut Mensch betreffen, zu erwarten. Eine
Zunahme der Belastung des Menschen durch
Larm oder Verkehr ist nicht zu erwarten.

Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt

Das Plangebiet weist aufgrund des hohen Anteils
an bebauten und versiegelten Flachen eine sehr
geringe Bedeutung als Lebensraum fiir Tiere und
Pflanzen auf. Die biologische Vielfalt ist duferst
gering, geschitzte Tierarten sind nicht vorhanden.
Durch die Anderung des Bebauungsplanes kommt
es zu keinen erheblichen zusatzlichen Eingriffen in
Natur und Landschaft.

Schutzgut Boden

Durch den sehr hohen Versiegelungsgrad nehmen
die Boden im Plangebiet bereits keine natirlichen
Bodenfunktionen mehr wahr.

Schutzgut Wasser

Auch fur Grundwasserneubildung und Oberfla-
chenabfluss nimmt das Gebiet durch seinen ho-
hen Versiegelungsgrad keine wichtigen Funktio-
nen wahr. Das Plangebiet liegt zudem nicht in ei-
nem Wasserschutzgebiet.

Schutzgut Luft und Klima

Durch die geplanten Anderungen sind fiir das be-
reits stark versiegelte und mit einem groBvolumi-
gen Gebaude bebaute Gebiet keine erheblichen
zusatzlichen Emissionen von Luftschadstoffen zu
erwarten. Die gewerbeklimatische Uberpriagung
und somit die tendenzielle Auspragung eines lo-
kalklimatischen Lastraums bleiben weiter beste-
hen. Insgesamt ist nicht mit relevanten hinzukom-
menden Auswirkungen auf das Schutzgut zu rech-
nen.

Schutzgut Landschafts- und Ortsbild

Zur Aufwertung des Landschafts- bzw. Ortsbildes
tragen lediglich die vereinzelten gréReren Einzel-
bdaume innerhalb des Plangebietes bei. Insgesamt
besitzt das Plangebiet jedoch keine besondere Be-
deutung fiir das Landschafts- bzw. Stadtbild in die-
sem deutlich anthropogen tiberformten Raum.

Schutzgut Kultur- und Sachgiiter

Im Plangebiet oder ndheren Umfeld befinden sich
keine Bau-/Bodendenkmailer oder bekannte ar-
chdologische Fundstellen.

ARGUS CONCEPT Gesellschaft fiir Lebensraumentwicklung mbH

Seite 7

56 von 59 in Zusamenstell ung

Nein



BEBAUUNGSPLAN NR. 523.00 ,GRUBENWEG“

N
[y

Merkmale des Bebauungsplans, ins-
besondere in Bezug auf die Bedeu-
tung des Bebauungsplans fur die
Durchfiihrung nationaler und euro-
paischer Umweltvorschriften.

Merkmale der moglichen Aus-
wirkungen und der voraussicht-
lich betroffenen Gebiete

Merkmale der moglichen Auswir-
kungen und der voraussichtlich be-
troffenen Gebiete, insbesondere in
Bezug auf die Wahrscheinlichkeit,
Dauer, Haufigkeit und Umkehrbar-
keit der Auswirkungen;

Merkmale der méglichen Auswir-
kungen und der voraussichtlich be-
troffenen Gebiete, insbesondere in
Bezug auf den kumulativen und
grenziberschreitenden Charakter
der Auswirkungen;

Merkmale der moglichen Auswir-
kungen und der voraussichtlich be-
troffenen Gebiete, insbesondere in
Bezug auf die Risiken fir die Um-
welt, einschlieRlich der menschli-
chen Gesundheit (zum Beispiel bei
Unfallen);

Merkmale der moglichen Auswir-
kungen und der voraussichtlich be-
troffenen Gebiete, insbesondere in
Bezug auf den Umfang und die
raumliche Ausdehnung der Auswir-
kungen;

Merkmale der moglichen Auswir-
kungen und der voraussichtlich be-
troffenen Gebiete, insbesondere in
Bezug auf die Bedeutung und die
Sensibilitdt des voraussichtlich be-
troffenen Gebiets aufgrund

. Der besonderen na-
turlichen Merkmale,

. Des kulturellen Er-
bes,

e  Der Intensitat der Bo-
dennutzung des Ge-
biets

Jeweils unter Beriicksichti-
gung der Uberschreitung
von Umweltqualitatsnor-
men und Grenzwerten;

Merkmale der moglichen Auswir-
kungen und der voraussichtlich be-
troffenen Gebiete, insbesondere in
Bezug auf folgende Gebiete:

Der Bebauungsplan hat keine Bedeutung fiir die
Durchfiihrung nationaler und europaischer Um-
weltvorschriften. Geschiitzte Arten sind nicht vor-
handen.

Die Bebauungsplandnderung schafft zeitlich unbe-
fristet die planungsrechtlichen Voraussetzungen
fiir die Nutzungssteuerung. Es wird lediglich im
Bereich des Gewerbegebietes kleinraumig eine
Neuversiegelung ermaoglicht.

Der Bebauungsplan beschéftigt sich mit einer
Steuerung des grofflachigen Einzelhandels und
der Ausweisung einer kleinen Gewerbeflache. Es
sind keine relevanten kumulativen und grenz-
Uiberschreitenden Auswirkungen zu erwarten.

Durch die mit der Bebauungsplandnderung ange-
strebten Steuerung von Einzelhandels- und Ge-
werbenutzungen sind keine Risiken fiir die Um-
welt und die menschliche Gesundheit erkennbar.

Siehe 1.4 — es werden keine erheblichen negati-
ven Merkmale erwartet.

Nicht gegeben
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Nein

Nein

Nein

Nein

Nein

Nein
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Im Bundesanzeiger gemaR § 10 Abs.
6 Nr. 1 des Bundesnaturschutzge-
setzes bekannt gemachte Gebiete
von gemeinschaftlicher Bedeutung
oder Europdischer Vogelschutzge-
biete?

Naturschutzgebiete gemaR § 23 des
Bundesnaturschutzgesetzes, soweit
nicht bereits von Nummer 2.6.1 er-
fasst?

Nationalparke gemaR § 24 des Bun-
desnaturschutzgesetzes, soweit
nicht bereits von Nummer 2.6.1 er-
fasst?

Biospharenreservate und Land-
schaftsschutzgebiete gemal den §§
25 und 26 des Bundesnaturschutz-
gesetzes?

Gesetzlich geschiitzte Biotope ge-
maRk § 30 des Bundesnaturschutz-
gesetzes?

Wasserschutzgebiete gemall § 19
des Wasserhaushaltsgesetzes oder
nach Landeswasserrecht festge-
setzte Heilquellenschutzgebiete so-
wie Uberschwemmungsgebiete ge-
mafk § 31 b des Wasserhaushaltsge-
setzes?

Gebiete, in denen die in den Ge-
meinschaftsvorschriften festgeleg-
ten Umweltqualitdtsnormen be-
reits Uberschritten sind?

Gebiete mit hoher Bevolkerungs-
dichte, insbesondere Zentrale Orte
und Siedlungsschwerpunkte in ver-
dichteten Rdumen i.S. des § 2 Abs.
2 Nr. 2 und 5 des Raumordnungsge-
setzes?

In amtlichen Listen oder Karten ver-
zeichnete Denkmaéler, Denkmalen-
sembles, Bodendenkmaler oder Ge-
biete, die von der durch die Lander
bestimmten Denkmalschutzbe-
horde als archdologisch bedeu-
tende Landschaften eingestuft wor-
den sind?

Nicht gegeben

Nicht gegeben

Nicht gegeben

Nicht gegeben

Nicht gegeben

Nicht gegeben

Nicht gegeben

Nicht gegeben

Nicht gegeben

STADT ST. INGBERT

VORPRUFUNG DES EINZELFALLS

Nein

Nein

Nein

Nein

Nein

Nein

Nein

Nein

Nein
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BEBAUUNGSPLAN NR. 523.00 ,GRUBENWEG“

3 ZUSAMMENFASSUNG

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 523.00,,Grubenweg” soll das Plangebiet hinsichtlich
seiner zukiinftigen Entwicklungen, Nach- und Umnutzungen sowie Erweiterungen bauleitplane-
risch gesteuert werden.

Die Anderung des Bebauungsplanes bringt keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen mit sich.

Die allgemeine Vorprifung des Einzelfalls gemaR § 3c UVPG ergibt insgesamt, dass keine relevan-
ten Auswirkungen auf die Umwelt zu erwarten sind.

ARGUS CONCEPT Gesellschaft fiir Lebensraumentwicklung mbH
Seite 10

59 von 59 in Zusamenstell ung



	Vorlage
	Anlage  1 Anlage 1_Geltungsbereich BP 523.00
	Anlage  2 Anlage 2_BP 523.00 Planzeichnung
	Anlage  3 Anlage 3_BP 523.00 Begründung
	Anlage  4 Anlage 4_BP 523.00 VorprüfungUVP

